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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des ersten

Allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Siebente Sitzung.
Oldenburg , den 1Z. August 1849 , Vormittags 10 Uhr.

BerathungSgegcnstand : Gesetzentwurf über ras Dienstgericht.

Vorsitz : Präsident Kitz.

er Präsident  eröffnet die Sitzung und fordert den
Schriftführer auf, daS Protocoll der letzten Sitzung zu ver¬
lesen. Schriftführer Niebour  verliest dasselbe.

Reklamation gegen das Protocoll erfolgt keine, es wird
dasselbe daher vom Vorsitzenden für genehmigt erklärt.

6s ist, fahrt der Präsident  fort , eingeganzen ein
Schreiben des Staatsministerrums, betreffend die Veräuße¬
rung einer zum Staatsgute gehörigen Baustelle zu Holdorf,
Amts Lamme. Ich werde dieses Schreiben wohl in seiner
Ausführlichkeit nicht vorzulefen haben, sondern kurzer Hand
an die Budget-Commission verweisen können, die neulich über
ähnliche BeräußcrungsanträgeBericht erstattet hat. Ferner
sind eingckommen mehrere Petitionen, die, wie ich vorab be¬
merke, meiner Meinung nach nicht zur Cvmpctenz des all¬
gemeinen Landtags, sondern zu jener der Provinziallandtage
gehören, da sie durchweg Gegenstände betreffen, die der Le¬
gislation des allgemeinen Landtags nicht zu unterliegen schei¬
nen. Es sind dies folgende Petitionen:

1) Der Anbaucr zu Petersfeld, Kirchspiels Crapendorf,
betreffend„die Gründe zur Markengerechtigkeit, wie auch
eine Bitte um Enthebung von der Schaftrists-Recvgnition
und Canon;

L) desgleichen, der sämmtlichen Anbauer aus Thüle,
des Kirchspiels Friesoythe, die Gründe zur Markcngerechtig-
kcit betreffend;

3) desgleichen, der Anbauer auS dem Kirchspiele Mark¬
hausen, den nämlichen Gegenstand betreffend;

-1) desgleichen, mehrerer Lehrer des Kreises Ovelgönne,
betreffend„das vertragsmäßigeRecht der Schullehrer auf
Beibehaltung der bisherigen Abgabenfreiheit, eventuell die
Ersetzung der'ihre Dienstlänbereien oder Gebäude treffenden
Beiträge zu den Staats - und Communallasten;

5) eine Pelition der Arbeitervereine zu Wiarden, Hohen¬
kirchen, Heppens, Sillenstede, Jever und Schortens.

Nach Verlesung der Betreffe derselben bemerkt der Prä¬
sident:  sämmtliche Petitionen werden für den Provinzial¬
landtag zurückzulegen sein.

Wir gehen zur Tagesordnung über. Auf der Tages¬
ordnung steht der Bericht des Ceiural-Ausschusses, daS
Diensigericht betreffend. Es ist, wie Sie wissen, meine
Herren, eine reine Unmöglichkeit gewesen, daß dieser Bericht
zwei Tage vor seiner Discussion Ihnen mitgctheilt werden
konnte, und es ist die heutige Sitzung in der Unterstellung
angesetzt worden, daß Sie sich von der betreffenden Bestim¬
mung der Geschäftsordnung dispeusiren werden, was in so¬
weit, als der Bericht Ihnen gestern mitgctheilt worden ist,
auch geschehen kann. Ich nehme Lies als beschlossen an,
wenn kein Widerspruch erfolgt, und ich eröffne dann die all¬
gemeine Discussion.

Abg. Selckmann II. : Meine Herren! Der Central-AuS-
schuß hat es gewiß am meisten bedauert, daß er in der Lage
war, Ihnen nur ein Bruchstück des Berichtes über den vor¬
liegenden Gesetzentwurf einhändigen zu können. Erst am
vorgestrigen Abend konnte er, nachdem in den verschiedenen
Abtheilungen die Berichterstatter gewählt waren, zusammen¬
treten, und, obgleich er bis tief in die Nacht hinein seine
Berathung fortgesetzt hatte, so konnte er doch, bei der Masse
des Materials, das aus den verschiedenen Abtheilungcn ge¬
liefert war, nur bis zum tz. 8. des Entwurfs gelangen. Mit
Zuhülfenehmung eines Thcils der Nacht ist es dem Bericht¬
erstatter gelungen, am Morgen des folgenden Tages den Be¬
richt, wie er augenblicklich vorliegt, zu entwerfen. Ein Theil
des Berichts ist am gestrigen Tage beschlossen worden, jedoch
wird in einigen Abtheilungen auch noch ein Theil des Ge-
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setzentwurfS in den nächstfolgenden Tagen bcrathcn werden

muffen . Es läßt sich nicht leugnen , daß durch tiefe bruch-

stückswcise Mitiheilung des Berichts die Ucbersichl des Ganzen

und der einzelnen Bestimmungen deö Gesetzes sehr erschwert
wird . Auf Eines muß ich Sie aufmerksam machen , was in

den Abthcilungen Bedenken erregt hat , nämlich , die nicht

vollständige Durchführung des Grundsatzes der Mündlich¬

keit der Verhandlung . Es wird erst bei den einzelnen Be¬

stimmungen sich zeigen können , in wiefern der Ausschuß hätte

Abhülfe treffen müssen . Dies laßt sich bis jetzt nicht bestim¬
men , und hat der Ausschuß sich darauf beschränken müssen,

Ihnen den Hauptgrundsatz , von welchem er glaubte ausgehcn

zu müssen , im Dorberichte anzudeuten . Er nahm die Bestim¬

mungen des Staatögrundgesetzes , wornach das Dienstgericht
aus die Bcrufsgleichheit zu gründen sei , zur Basis . Es war

also ein Genvssengericht , kein Gcschworncngericht . Er glaubte,

die Bestimmungen , die bei den Gcschwornengcrichtcn getroffen

werden müssen , nämlich das Princip der vollständigen Münd¬

lichkeit und die Reproduction der Zeugenaussagen vor dem

urtheilenden Richter seien bei diesem Dienstgerichte nicht er¬

forderlich , weil cs sich nicht , wie bei den Geschwornen , um

Feststellung scharf bcgränzter Thatsachcn , sondern mehr um

Prüfung und Bcurthcilung eines ganzen fortgesetzten Lebcnö-
wandelS der Staatsdiener handle , wo allerdings auch die

Wahrheit der zum Grunde gelegten Thatsachcn seststehen

müsse , daß aber dieses nicht das Wesentliche der Ausgabe deS

Dienstgerichtes , das Wesentliche derselben vielmehr auf Beur-

theilung der Bedeutung einer ganzen Reihe von Thatsachcn

und des daraus sich ergebenden Characters eines Menschen

gerichtet sei. Darum glaubte der Ausschuß allerdings , im

Wesentlichen mit der Grundlage des Entwurfs sich überein¬

stimmend erklären zu können , und nur die nöthigcn Modifi¬

kationen bei einzelnen Artikeln Vorbehalten zu müssen.

Präsident : Es ist wohl kein Widerspruch, daß zunächst
die allgemeine Discussion , und dann die Discussion über die

einzelnen tztz. , soweit sie Ihnen gestern mitgetheilt worden

sind , eröffnet werde.
Abg . Wibel I . : Ich stimme damit überein , möchte

aber einen Antrag stellen , den Antrag nämlich , daß uns

vor der Discussion der Bericht vorgelesen würde vom Be¬

richterstatter . wie ich denn glaube , daß es bei allen größere,

Berichten mit vielem Nutzen geschehen kann . Haben wir

auch die Berichte zu Hause gelesen und uns vorbereitet , so

ist es doch gewiß eine nützliche Rekapitulation für Viele , ja
vielleicht für Alle , wenn der Gesammteindruck des Berichts

wieder qufgefrischt , oder hcrgcstellt wird . Ich stelle den An¬

trag , daß wir den Berichterstatter ersuchen , uns den Be¬

richt vorzulcgen.
Präsident : Ich meine zunächst nur, daß nach der Ge¬

schäftsordnung keine Berichte zur Discussion kommen sollen,

wenn sie nicht den Mitgliedern zwei Tage vorher mitgecheili

worden sind . Ich stelle daher zunächst nur die Vorfrage,
ob wir uns nicht von dieser Vorschrift entbinden wollen.

So viel eS scheint , ist kein Widerspruch , und für diesen Fall

finde ich zur jetzigen Eröffnung der Diskussion den Antrag

des Abg ordneten Wibel I . für zweckmäßig ; ich will daher

den Bericbicrstattcr ersuchen , dem Verlangen zu entsprechen.
Die allgemeine Discussion ist eröffnet . Ich ersuche den Be¬

richterstatter , seinen Vortrag zu erstatten.

Abg . Sclckmann !!. (verliest theilweise seinen Bericht

und bemerkt dazu ) : Ich habe nicht recht verstanden , waS

der Abg . Wibr .l I. beantragt bat , ob er verlangt , daß der
ganze Bericht vorgelesen werden soll . Das scheint meiner

Ansicht nach überflüssig zu sein , weil wohl schwerlich bei dem
Vorlesen des ganzen Berichts bis ans Ende das Erste im

Gedächrniß der Zuhörer verbleiben wird . Zudem liegt uns
jedem Einz - ln der Bericht vor . Jeder Einzelne kann ihn

lcsin , so gut w.ie ich. Es würbe auch das Lesen des gan¬
zen Berichtes meine Kräfte zu sehr in Ausspruch nehmen.

Abg . Wibel I. : Ich glaube , daß es an dem Vorge-
lcsenen genügen wird.

Abg . Mölling : Meine Herren ! Als ich von Frankfurt
in meine Heimat !) zurückkam , war zufällig das Erste , was

ich auf meinem Tische fand , der Entwurf deS DicnstqerichteS.

Ich durchblättette ihn , und legte ihn verstimmt zur Seite.
Also auch bss uns eine Nachahmung der preußischen Disci-

plinargeschgebung , fragte ich mich . Ich weiß , für einzelne
Fälle ist es von Wichtigkeit , daß der Beamte , wenn er nicht

fähig zum Dienste oder desselben unwürdig ist , im Wege
außerordentlicher Gesetzgebung entfernt werde , wenn die ordent¬

liche Gesetzgebung nicht auSreicht ; aber weit größere allge¬
meine Nachtheile stehen diesem gegenüber . Der Beamte ist

in der Wissenschaft erzogen und gebildet , er ist sich vielleicht

mehr als andere Männer seiner Pflicht , aber auch seines

Rechtes bewußt ; er weiß , in der Erstrebung der Freiheit die

Gränze eher zu finden und er fordert darum , daß ihm in

dieser Beziehung eine Beschränkung nicht zugcmuthct werde.

Ich nahm mir darum vor , aus dem Landtage den Entwurf

des Gesetzes in allen seinen Theilcn zu bekämpfen . Dann

las ich das Staatsgnmdgesetz . Meine Herren ! Sic haben

auf dem vorigen Landtage das Dienstgericht beschlossen.

Ich beuge mich diesem Beschlüsse , aber ich leugne nicht,

mit tiefem Unmuthe , mit großem Schmerze . Ich hielt

das vorauszuschicken für nöthig , um damit darzuthun,

daß wir mit doppelter Sorgfalt die Zusammensetzung

und daS Verfahren des Dienstgerichtes überwachen müssen.

Leitender Grundsatz kann bei diesem Gesetze nur sein , daß

jene hervorgehvbenen Nachlheiie nach Möglichkeit beseitigt

werden . Ich habe Len tz. 9 . mit Schrecken gelesen ; er sagt:

„Die Voruntersuchung soll geschehen in alter schriftlicher und

geheimer Weise . Meine Herren ! Ich habe mich umgesehen
in dcm Entwurf , ich habe vergebens das mündliche Verfahren

der Hauptuntersuchnng gesucht , ich habe eS nicht gefunden.
Ich habe nur Bruchlheile gesehen , daß die Zeugenaussagen

vorgelesen werden sollen , man bestellt einen Referenten in alter
Weije , aber das mündliche Verfahren ist nicht darin . Meine

Herren ! Ich habe mich von meinem Schrecken wieder erholt.



Ich habe den Art. 108. des Staatsgrundgesetzes gelesen, er
sagt mit klaren dürren Worten:

„Das Gerichtsverfahren soll öffentlich und mündlich
sein.

Ausnahmen von der Deffentlichkeit des Verfahrens
bestimmt im Interesse der Sittlichkeit das Gesetz."

Hier ist keine Ausnahme ausgesprochen, es soll öffentlich
und mündlich verfahren werden. Das ist eine grundgcsetzlichc
Bestimmung; eine Ausnahme findet nur statt im Interesse
der Sittlichkeit. Der Landtag hat kein Recht, dieses Grund¬
recht zu nehmen. Geschähe eS, so wäre cs eine Aenderung
der Verfassung. Verfassungsänderungen können aber nur in
den speziell vorgcschriebenen Formen geschehen, und Sie finden
diese Formen im Art. 212. deS Staatsgrundgesetzes, Sie fin¬
den, daß zwei Landtage darüber beschließen müssen nach den
ferner noch vvrgeschriebenenBedingungen. Ich halte daher
den Landtag nicht befugt, eine solche Bestimmung zu treffen.
Der Berichterstatter hat einen Einwand hergenvmmen aus
dem §. 126. des Staatsgrundgesctzes. Es soll das Dienstge¬
richt ein Genossengericht sein, wobei nicht nothrvendig erscheine,
daß die Vorschriften über die Geschwvrnengerichte strenge zur
Anwendung zu bringen seien. Allein ich frage, kann denn
ein Genoffcngericht nicht im Wege deS Schwurverfahrens han¬
deln? Nicht mit dem mündlichen und öffentlichen Untersuchungs-
Verfahren? — Wenn irgend noch ein Zweifel darüber wäre,
das Gesetz löst diesen Zweifel selbst; denn der Art. 126. spricht
deutlich und klar aus : daö Dienstge.icht erkennt ais Schwur¬
gericht. Es ist «Iso ein Schwurgericht. ;Der Redner verliest
den betreffendenH. 126.) Es kann dieser Satz nicht anders
verstanden werden, als Las Gerichtsverfahren ist öffentlich und
mündlich. Betrachten Sie den Zusammenhang zwischen Act.
108. und 126: zuerst wird das mündliche Verfahren vorge¬
schrieben, dann wird das Dienstgericht als Schwurgericht con-
stituirt. Es ist keine andere Deutung möglich, als das münd¬
liche grundgesetzlich verheißene Verfahren, da» auch vom Dienst¬
gericht zu beobachten sei, das alS Schwurgericht erkennt. EL
kommt allen Staatsbürgern zu Gute, also auch dem Bcamten-
stande. Wäre übrigens noch ein Zweifel darüber, so löst sich
dieser Zweifel durch die Motive zum Entwürfe selbst. Es
steht dort: „bei Len Vorschriften über das gerichtliche Ver¬
fahren war die Bestimmung des Art. 1.6. des Staatsgrund-
gcsetzeS: „es erkennt als Schwurgericht", insofern maßgebend,
als demnach auch der Gang der Verhandlungen im Wesent¬
lichen derselbe sein müßte, wie bei den ordentlichen Geschwor-
nengerichten.

Hier wird die Verpflichtung ausdrücklich zugcstandcn,
daß das mündliche öffentliche Verfahren der Schwurgerichte
beim Diensigerichtc eintreten müsse. Um so auffallender ist
es, daß der Entwurf so wesentliche Abweichungen gestattet
hat. Zuerst heißt cs, daß das Dicnstgericht nicht über eine
eigentlich criminell zu bestehende Tyat, sondern allein darüber
zu urtheilen hat, ob Handlungen oder ein Zustand des An¬
geklagte» nachgcwiesen werden, wodurch die gegen thn beab¬
sichtigte dienstliche Maaßregel gerechtfertigt ist? Ich frage,

wo ist hier ein Unterschied? und warum konnte daS Dienst¬
gericht nicht als Schwurgericht im mündlichen und öffentlichen
Verfahren diesen Zustand und diese Handlungen so gut be¬
handeln als einen Criminalfall? — Dann heißt es weiter,
daß der Angeklagte durch sein Ausbleiben den Widerspruch
aufgebcn könnte und es keiner weitern Prüfung bedürfe, ob
die dienstliche Maßregel gerechtfertigt sci. Es ist bekannt, daß
im Criminalverfahren kein Eontumazverfahren statt finden
kann, weil man keinen Unschuldigen verurkheilen darf. An¬
ders ist cs beim Dienstgericht; hier mag der Beklagte sich
durch Verzicht für überwiesen erkennen. Allein dies kann ja
bemerkt werden. Im klebrigen hindert nichts die Anwendung
des mündlichen und öffentlichen Verfahrens. Der Entwurf
schreibt das geheime, schriftliche Verfahren vor. Der Ange¬
klagte wird dem Inquirenten gegenüber gestellt, die Untersu¬
chung im Dunkel der alten Geschäsisstubengeführt. Er muß
sich ein Verfahren gefallen lassen, das ganz Deutschland be¬
reits gerichtet und verurrheilt hat; cS erfolgt kein mündliches
und öffentliches Hauptverfahren, wie es bei Schwurgerichten
nothrvendig ist. Nach dem Entwürfe hat das Staatsmini¬
sterium das Recht, den Beklagten in Anklagestand zu stellen.
Der Entwurf macht das Staatsministerium zur Anklagekam¬
mer, also zum Richter und Kläger in eigner Person. Denn
wenn das Staarsmimsteriumgegen einen Beamten eine Un¬
tersuchung einleitcn will, so erscheint es als Parthei dem
Beamten gegenüber. Ich brauche wohl kaum hervvrzuhebe»,
wie nachtheilig der Anklagezuftand gegen den Beamten ist.
Der Richter, der Beamte, steht damit als ein Unfähiger unö
Unmündiger vor der Welt bezeichnet, mag er auch hinter¬
her ftngcsprochm werden. Man sagt, das Ministerium be¬
stehe auS unabhängigen Männern. Ich habe nichts dagegen,
noch weniger habe ich einen Grund deS Mißtrauens gegen
daS jetzige. Aber, meine Herren, die Personen wechseln. Be¬
kommen wir für die Zukunft ein reaktionaircs Ministerium,
wie sie gegenwärtig durch ganz Deutschland sich wieder er¬
heben, so hat LaS Ministerium im Dienstgericht gegen den
Beamten eine Eensur, eine Zuchtruthc. Um so mehr müssen
wir darauf bedacht sein, daß das Gesetz, die Gerechtigkeit
aufrecht erhalten werde. Nehmen Sie daS Schwurverfahrcn.
Nur die Voruntersuchung ist schriftlich vor dem compctenten
Gerichte. Dann tritt eine Anklagekammcr ein, ein unabhän¬
giges Gericht, welches darüber erkennt, ob der Angeschuldigtc
in Anklagestand zu versetzen.

Dann folgt das Haupt - Verfahren. Es ist vollständig
mündlich und öffentlich. Der Beklagte wird hier bei offnen
Thüren vernommen; die Zeugen werden verhört; sie sind
noch nicht beeidigt, sondern jetzt erst werden sie beeidigt; das
Publikum übt die Controle und der Beklagte wird hier
beobachtet und erkannt. Er kann Fragen an die Zeugen stel¬
len lassen; das Publikum sicht seinen Mann, daS ganze Bild
der Untersuchung in allen seinen Beziehungen. DaS ist der
Vortheil des öffentlichen Verfahrens; das ist es, was der
Beamte verlangen kann, waS ihm aber der Entwurf ab-
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schneidet. Ich habe mich darum verpflichtet gesehen, folgen¬
den Antrag zu stellen: der Landtag wolle beschließen:

1) Daß das Gesetz über das Dienstgericht nicht, wie es
im Entwürfe geschehn, auf dem Grunde des bisheri¬
gen schriftlichen und geheimen  Untersuchungs-
Verfahrens ruhe, sondern des mündlichen und öf¬
fentlichen,  das in seinem ganzen Umfange, wie es
bei Schwurgerichtenüblich und erforderlich, anzu-
wendcn;

2) daß sofort eine aus Z Mitgliedern bestehende Kom¬
mission niedcrzufetzen, um den von der Staatsregie¬
rung vorgelcgkcn Gesetzentwurf auf dieser Grundlage
umzuardeite».

Sodann beantrage ich, daß über Satz 1. und 2.
dieses Antrags getrennt abgestimmt werde.

Die Abstimmung wird nach geschloffener allgemeiner
Debatte geschehen müssen.

Präsident : Ich muß die Unterstützungssrage stellen.
Ist der Antrag des Hrn. Mölling  unterstützt? (Mehrere
Mitglieder antworten mit ja.)

Abg. Mölling : Ich habe nur wenige Worte zur Be¬
gründung hinzuzufügen. Der erste Punkt, daß an die Stelle
deS alten geheimen Verfahrens das mündliche und öffentliche
trete, wie es bei den Schwurgerichten gebräuchlich ist, ist be¬
reits motivirt; ich brauche Nichts weiter hinzuzufügen. Nur
möchte ich hier mit einigen Worten auf den Ausschuß-Bericht
Hinweisen. Ich gestehe, er hat mich in große Verwunderung
gesetzt, weil er so leicht und so oberflächlich über Vas wich¬
tigste Recht des Staatsbeamten hinweg geht, was erst die
neue Zeit uns verstehn, und waö jeder Bürger zu den kost¬
barsten Gütern zählt. Ich habe mich ferner gewundert, daß
der Bericht eine so schwankende und unbestimmte Haltung
hat. Der Bericht sagt zuerst: namentlich hatte der Mangel
der bei Geschwornengerichken überall vorgeschricbenen vollstän¬
digen Mündlichkeit vielfach Bedenken erregt. Da jedoch nach
Art. 126. des Staatsgrundgesetzes, welcher hier zunächst zur
Basis dient, das cinzusctzende Dicnstgericht auf den Gruud
der Bcrufsgleichheit gebildet werden soll, also ein eigentliches
Genossengericht ist, so erscheint es dem Ausschüsse nicht un¬
bedingt nöthig, hier die Vorschriften über Geschwvrnengerichle
streng zur Anwendung zu bringen. Ich habe dies schon be¬
leuchtet. Ich sage, es ist Pflicht deS Landtags, er darf nicht
darüber hinweggehen. Wir müssen mündliches und schriftli¬
ches Verfahren haben. Dann heißt eS im Bericht: während
die Geschwornen in ihm nur über einzelne, scharf bcgränzte
Thatsachen, namentlich über deren Beweis, zu urtheilen ha¬
ben, liegt es dem Dwnstgericht ob, verschiedene Thatsachen,
eine ganze Reihe von Handlungen, zusammenzufassen, den
ganzen fortgesetzten Lebenswandel eines Staatsdicners zu de-
urtheilcn, und sich danach eine bestimmte Ansicht über dle
Unfähigkeit oder Unwürdigkeit desselben zu bilden. Meine
Herren, ich kann nicht Ansehen, wie das Dicnstgericht nicht
gleich den Geschwornen eine Reihe von Handlungen zusam- s
menfassen könnte, warum es verschiedene Thatsachen nicht auf !

einzelne Fragen zu reduciren im Stande sei, worüber auch
die Geschwornen urtheilen können. Weiter heißt es: auf der
andern Seite aber verkennt der Ausschuß nicht, daß die
Mündlichkeit aller Verhandlungen dem erkennenden Richter
ein viel deutlicheres und klareres Bild derselben giebt, und
ist daher der Ansicht, daß auch bei dem Dienstgerichte der
Grundsatz der Mündlichkeit, soweit als nur möglich, durchge¬
führt werde. „Soweit als möglich" , das scheint mir wie¬
der unbestimmt. Warum denn nicht in der Weise, wie eS
das Staalsgrundgesetz ausdrücklich vorschreibt und sanctionirt?
Warum nur so weit als möglich, nicht ganz und vollständig?
Ich muß noch auf einen Punkt aufmerksam machen. Ei»
Haupteinwand gegen das von mir verlangte mündliche und
öffentliche Verfahren ist aus den beiden Provinzen hcrgenom-
men, aus den Fürstenthümern Lübek und Birkenfeld. Man
hat gesagt, wenn das Dienstgcricht hier sungirte, so können
wegen der zu großen Entfernung und der großen Kosten wil¬
len die Zeugen nicht hierher citirt werden. Meine Herren,
dieSchwierigkcit liegt aufderHand. Ich habe über ein Auskunfts-
mittcl noch nicht nachgedacht. Man hat aber schon daraufhingc-
dcutet. Es ist gesagt, es könne das Dicnstgericht in die Provinzen
verkommenden Falls gehn und dort fungiren; und vielleicht
nicht mit Unrecht. Ich nehme aber an , es ließe sich rin Au§-
kunstsmirtcl überall nickt finden, wodurch ist denn gerechtfer¬
tigt, daß wegen der schwierigen Lage der genannten Provin¬
zen dem Beamtenstandc des ganzen Herzogthums sein Recht
entzogen weide? Das Herzogthum hat 230,000 Einwohner,
das Fürstenthum Lübek vielleicht 20,000, Birkenfeld 30,000.
Meine Herren! welches Verhältniß haben wir da, wenn durch
die unbedeutende Einwohnerzahl der beiden Provinzen dem
Herzogthum das mündliche und öffentliche Verfahren entzogen
werden soll? Aus diesem Verhältnisse wird rechtlich keine
andere Folge erwachsen können, als entweder das Dienstgcricht
wird nicht ausgedehnt auf die beiden Provinzen, und ich
sehe kein Unglück darin, oder die Fürstenthümer selbst müssen
die Folgen ihrer Verhältnisse selbst tragen. Denn es ist Re¬
gel, daß der den Zufall zu tragen habe, welchen er trifft.
Durchaus aber nicht das Umgekehrte, daß nämlich um der
schwierigen Lage der beiden Provinzen das ganze Herzoglhum
leiden soll. Meine Herren! nelnüen Sie einen andern Fall
an , wenn z. B. im Königreich Preußen ein solches Dienst¬
gericht eingerichtet werden sollte, und das Königreich Preußen
hatte Neuschatel, welches freilich groß genug ist, und man
wollte der Kosten wegen, die durch die Entfernung verur¬
sacht würden, dem ganzen Königreich das Institut des münd¬
lichen und öffentlichen Verfahrens entziehen. Wir wollen wei¬
ter gehn. Preußen bat Hcchingcn erworben, sollte aber darum,
weil in Hechingen, das von Meklenburg umschlossen ist, das
mündliche und öffentliche Berfabren nicht einzuführen ist, eS
dem ganzen Königreiche entzogen werden?

Ich habe zweitens beanlragt, daß der ganze Entwurf
auf Grund des mündlichen und öffenllichen Verfahrens durch

i eine zu wählende aus 5 Mitgliedern bestehende Commission
! umgearbeitet werde.
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Ich habe diesen Antrag mit schwerem Herzen gethan,
denn es könnte scheinen, als liege diesem Antrag die Absicht
zu Grunde, als sollten dem Zustandekommen des Gesetzes
Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden. Meine Herren!
das ist nicht der Fall. Wir werden den Beweis liefern durch
rasche Arbeit, soweit cs sich mit der Gründlichkeit der Sache
verträgt. Allein der Gegenstand ist von großer Wichtigkeit.
Meine Freunde haben mir gesagt, wenn auch das Princip
der Mündlichkeit und Ocffcntlichkeit angenommen werde, so
könne dasselbe ja in die einzelnen Paragraphen hineingearbei¬
tet werden. Ich habe mich von der Richtigkeit dieser Behaup¬
tung nicht überzeugen können; das Principiclle ist nicht in
die einzelnen Paragraphen hincinzubringcn. Das ganze
Schwurverfahren zerfällt in 3 große Abschnitte, erstens in die
Voruntersuchung. Sie fordert nur ein summarisches Verfah¬
ren. Die Zeugen werden nicht beeidigt, einzelne Ausnahms¬
fälle abgerechnet, wo wegen hohen Alters oder Krankheit
eines Zeugen ein wichtiges Beweismittel verloren gehen kann.
Uebcr dies Alles sind mehrere Bestimmungen nothwendig; es
ist das Berhältniß zur Anklagekammer festzustellen, nament¬
lich hat der Staatsanwalt und der Angeklagte das Recht,
über jeden Act der Untersuchung Beschwerde zu führen, und
es kann dagegen die Appellation stattfinden. Der zweite Ab¬
schnitt enthält die Anklagekammer. Auch hier sind mehrere
Vorschriften nvthig. Der dritte Abschnitt enthält das Haupt-
verfahren, es muß mündlich und öffentlich sein. Auch hier
sind einzelne Bestimmungen nöthig, über das Resumü des
Präsidenten, wie die Zeugen geladen werdenu. s. w. So
habe ich mich bei der Durchsicht nicht überzeugen können, daß
alle diese Bestimmungen sich in die einzelnen Paragraphen
hineinarbeiten lassen. ' Könnte cs aber geschehen, ich würde
mich nur freuen.

Präsident (unterbrechend) : Ich muß den Redner er¬
suchen, seinen Vortrag abzukürzen, da die Zeit vorüber ist.

Abg. Mvlling : Ich bin sogleich zu Ende. Ich habe
ferner vorgeschlagcn, cs möge eine Commission niedergesetzt
werden zur Umarbeitung des Entwurfs. Ich glaube, daß die
Majorität meinem Princip beitreten wird; aber es könnte sein,
daß dieser zweite Theil meines Antrags, die Umarbeitung des
Entwurfs betreffend, minder günstig ausgenommen würde. Da¬
rum möchte ich wünschen, daß das Princip nicht falle, und
beantragen, daß über den ersten und zweiten Theil meines
Antrags getrennt abgcstimmt werde. Zum Schluß, meine
Herren, verweise ich Sie nochmals auf die Grundrechte. Wir
haben das Reichsgrundgesetz erst bekommen. Noch ist kein
Loch darin. Zch bediene mich eines Gleichnisses von einem
andern Redner, daß, wenn wir mit dem Finger ein kleines
Loch hineinbohren, bald ganze Hände darin wühlen werden.
Dieses Grundrecht ist ein theures Vermächtniß der Reichsver-
sassung. Meine Herren, schleudern wir es nicht leichtfertig
weg. Wir haben die Reichkverfassung, noch lebt sie. Trennen
wir uns nicht von ihren einzelnen Thcilen. Die Sache scheint
mir so wichtig, daß ich die namentliche Abstimmung für mei¬
nen Antrag zu beantragen mich veranlaßt finde.

Abg. Morell : Meine Herren! Dem gestellten An¬
träge auf Umarbeitung des Gesetzentwurfs kann ich nicht bei-
treten. Zch glaube vielmehr, daß der vorliegende Entwurf
zur Grundlage dienen kann. Einzelne Aendcrungen mögen
vorgcnommen werden bei den einzelnen Ztz. Ich habe den
Enrwurf auch geprüft, und habe bei der nähern Durchsicht
gefunden, daß allerdings die Bestimmungen, die bei den Schwur¬
gerichten gelten, auch hier zur Anwendung kommen. Nur bei
zwei§§. habe ich Anstand gefunden, nämlich bei dem tz-, wo das
Staatsministeriumals Anklagekammer austntt. Hier erscheint
es als eigentliche Partei. Zch glaube aber, daß dieser Uebcl-
stand beseitigt werden kann dadurch, daß die Vorstände dcö
höchsten Gerichts als stimmsührcnde Mitglieder in die Ankla¬
gekammer mit cintretcn. Ich will auch die vollständige Münd¬
lichkeit, ich will, daß sie vor dem erkennenden Dienstgerichte
stattsinde. Ich glaube nicht, daß Ausnahmen in dieser Be¬
ziehung gemacht werden dürfen, weil wir die Bestimmung im
Staatsgrundgesetz haben: die Gerichtsverhandlung soll münd¬
lich sein. Es ist aber das Verfahren nicht mündlich nach dem
Bericht, denn es heißt: die Gutachten der Sachverständigen
und Zeugenaussagen sollen vorgclcsen werden. Nun will ich
den Fall annehmen, daß Gutachten von Sachverständigen und
Zeugenaussagen vorliegen. Treten sie ein, dann glaube ich,
müßte man die mündliche Unterhandlung wiederholen. Hier
wird eS also nur einer Abänderung bedürfen. Eine Ungerech¬
tigkeit, die darin liegen soll, daß man auf Lübek und Birken¬
feld das vollständige mündliche Verfahren vor dem Diensige-
richt nicht aukdehnt, finde ich nicht. ES ist dieS ein Uebel-
stand, allein die Zeugen können nicht hierher tranSportirt
werden. Das würde mit unvcrhäitnißmäßig großen Kosten
verbunden sein. Dann möchte ich fragen, welche Schwierig¬
keiten mit Lübek und Birkcnfeld entständen, wenn sie in Ci-
vilsachen die vorgeladcncn Zeugen in die Appellationsinstanz
nach Oldenburg bringen müßten. Es müßte das Appellations-
gerichl als Nevisionshof hier sprechen. Sie werden dieses für
gerecht finden, wenn Birkcnfeld und Lübek sich nicht an be¬
nachbarte Staaten anschließen können. Dem Anträge auf Um¬
arbeitung des Gesetzes kann ich nicht beipflichten. Ich glaube
aber, daß, wenn in dem betreffenden§. vvrgcschrieben wird,
daß die Zeugen zu hören, die Sachverständigen zu befragen
sind, das mündliche Verfahren hergestellt wird, und als An-
klagckammer möchte ich, daß die Vorstände des höchsten Ge¬
richts als stimmsührcnde Mitglieder mit beitreten. Sonst habe
ich gefunden, Laß alle Vorschriften, die für die Schwurgerichte
gelten, in dem Entwürfe angebracht sind.

Abg. Wibel I. : Die Ansicht, die der Abg. Müll in  g
ausgechrochcn hat in Beziehung auf einzelne Bestimmungen
des vorliegenden Entwurfs , werde ich bei vielen Artikeln
thcilen, nicht aber vielleicht bei allen. So warm werde ich
mich dafür freilich nicht intercssiren können, wie der Abg.
Mölling,  obschon Kalte meine Sache sonst nicht ist. Ich
werde es nicht können, weil ich die Ansicht nicht theile, daß
es um unveräußerliche Güter sich handelt. Es handelt sich
um ven Verlust des Staatsdienstes, und den schlage ich in
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gegenwärtiger Zeit nicht hoch an. Ich erkenne ihn nicht
als etwas Festes, sondern ich sehe in ihm fortan ein mehr
Wandelbares. Man wird vielleicht cinwenden, das Gericht
spreche über Würdigkeit des' Sraatsdieners und über seine
Unwürdigkeit. Würde ist das Letzte, was der Mann zu
verlieren hat. Aber, meine Herren, treten die Conflicte ein,
welche die Entscheidung der Dcrussgenossen über die Wür¬
digkeit eines StaatsdienerS gefährlich wachen, dann ist es
nicht immer so; der Verurkheiltc wird in den Augen seiner
übrigen Mitbürger der Ehrenwerthestc sein von Allen. Bei¬
spiele liegen vor. Wenn der Abg. Mölling  den ersten
Antrag dahin gestellt haben will, daß allgemeine Principien
im Woraus festgesetzt werden sollen, so kann ich ihm darin
nicht beistimmen, weil die Aufstellung allgemeiner Principien
mir immer etwas Leeres und für den Erfolg Unsicheres er¬
scheint. Ich halte cs für viel bester, wir nehmen die Worte
dcS Abg. Mölling  einstweilen in unser Herz aus, bewah¬
ren sie treu darin, und sehen bei den einzelnen Artikeln, wie
viel wir davon zur Anwendung bringen können und müssen.
Dem zweiten Anträge, eine Commission niederzusetzen, die
uns einen neuen Entwurf vorlegen soll, muß ich durchaus
widersprechen, wie Allem, was unsere Arbeiten verzögert.
Wir haben Eile, meine Herren. Wir haben in den 14 Ta¬
gen, seit dem der Landtag zusammmgetreten ist, noch nichts
geschaffen, wohl aber etwas zurückgclegt. Wir sollen eilen
mit dem allgemeinen Landtag, denn der Provinziallandtag,
welcher nach ihm kommt, drängt uns , und kommen wir
nicht bald an ihn, so haben wir unfern Wählern wenig Ge¬
nüge geleistet. Wir wissen, das Budget von 1849 liegt uns
vor, und das für 18öO soll vor Neujahr noch festgestellt sein;
das ist aber eine Unmöglichkeit, wenn wir mir den Arbeiten
nicht vorwärts kommen. Gehen wir darum, wenn es auch
schwieriger wäre für Einzelne, die etwa andere Principien
für bas Gesetz haben sollten, dennoch an die Beralhung.
Gelingen wird cS uns , ich glaube es gewiß.

Abg. Dannenberg : Wenn der Vorredner glaubt, daß
wenig darauf zu halten sei, ob der Staatsdienst erhalten
werde, oder nicht, so möchte ich ihn bitten, an die Richter zu
denken, die auch ihres Dienstes entsetzt werden können, und
daß cS nicht darauf ankommt ob sie ihren Dienst behalten,
sondern daß es ankommt, auf den Einfluß der dienstgericht¬
lichen Bestimmungen in Beziehung auf ihre Unabhängigkeit.
WaS die Sache selbst betrifft, so bin ich mit dem Abg. Möl¬
ling  einverstanden, daß wir nach dem StaatSgrunbgcsetze
überall mündliches und öffentliches  Gerichtsverfahren
einführen müssen. Ich will von allen andc"n Gründen
schweigen. Ein Schwurgericht ohne Ocffentlichkeit ist soviel
wie nichts. Das Urthcil ohne gesetzliche Beweistheorie ist
nur eine Folge von der Mündlichkeit und Ocffentlichkeit.
Die Mündlichkeit und Oeffcntlichkeit ist die Hauptsache beim
Schwurgericht. Es sollen die Thatsachen, wie sie im Leben
vorgekommen sind, dem Richter vorliegen. Das kann schrift¬
lich nicht so vollständig erreicht werden, weil alle die unzäh¬
ligen kleinen Moments, die in ihrer Gesammtwirkung und

im Totaleindruck die Ueberzeugung des Richters begründen,
nicht schriftlich sixirt und eben nur im Bewußtsein dcS Rich¬
ters aus der eignen Anschauung der ganzen Verhandlung der
Sache festgehalten werden können. Nach dem Staatsgrund¬
gesetz müssen wir durchaus auf die Mündlichkeit bestehen.
Hätten wir nicht diese grundgesetzliche Pflicht, so möchte viel¬
leicht die Rücksicht aus die Fürstenlhümerhinsichtlich der Ko¬
sten, wie sie in dem mvtivirten Entwürfe dargestellk sind, uns
wohl dahin führen können, daß wir beim Tienstgericht ein
solches Zwitterdina, wie der Entwurf enthält, annehmcn, da
die Fälle hoffentlich nur selten sein werden, und nach
dem Geiste- der bisher geherrscht in unscrm Land, auch dar¬
aus keine große Gefahr eines ungerechten UrthcilS zu erwach¬
sen scheint. Da wir aber verpflichtet sind, die Oeffentlichksit
und Mündlichkeit überall im Gerichtsverfahren zu fordern, so
dürfen wir den Entwurf, wie er uns vorlicgt, nicht annchmen.
Ob es nun möglich ist, den Entwurf nach dem Princip der
Ocffentlichkeit und Mündlichkeit umzuarbeiten, das, muß ich
gestehen, scheint mir sehr bedenklich. Zch möchte fast glau¬
ben, eS müsse ein besonderer neuer Entwurf, basirt auf daS
Princip der Ocffentlichkeit und Mündlichkeit, aufgebaut werden.
Diese Principien kann man nicht so leicht in die einzelnen
Bestimmungen cineö Gesetzes hineinbringcn, das solche aber
verleugnet. Wenn der Entwurf, wie ihn der Central-Aus¬
schuß vorgclcgt hat, mir die Ueberzeugung gäbe, daß derselbe
zur Grundlage unserer Bcrathung dienen könne, dann hätte
ich nichts dagegen, daß wir die Arbeit des Central-AuSschusses
zur Grundlage nehmen. Ich gestehe aber, ich bin nicht im
Stande gewesen, die Arbeit darnach zu prüfen. Gestern
Abend erhielt ich einen Theil deS Berichts, und den zweiten
habe ich erst heute hier vorgefunden. Ich sehe mich gänzlich rath-
los, darüber zu entscheiden, ob wir die Vorlage des Cenkral-
AuLschnffes zur Grundlage nehmen können. Dazu bedarf eS
einer nähern Prüfung , die wir jetzt noch nicht anstellen kön¬
nen. Ich möchte daher beantragen, ohne weitere Diskussion
die heutige Sitzung zu schließen, in den Abthcilungen zu bc-
rathen, oder den Central- Ausschuß sogleich weiter arbeiten
zu lassen. Letzteres würde sich aus andern Gründen empfeh¬
len. Der Central- Ausschuß wird sonst nämlich heute Abend
arbeiten müssen,  zu einer Zeit, wo der Ausschuß für die
deutsche Angelegenheit zusammenkvmmt, und worin zwei
Mitglieder, die zugleich Mitglieder des Central-Ausschusses
sind, nicht wohl entbehrt werden können. Zch stelle daher den
Antrag, auf sofortige Vertagung der Sitzung bis übermorgen.
Wir gewinnen nichts durch diese Ansetzung von öffentlichen
Sitzungen ohne vorbereiteten Stoff , sondern verlieren nur
dabei. Ob 8 oder 14 Tage lang ohne öffentliche Sitzungen
vorübergehen, macht gar nichts; wir arbeiten darum doch,
und um so besser, weil wir nicht gcnöthigt sind, so flüchtig
arbeiten zu müssen, um nur das Schauspiel der öffentlichen
Sitzung haben zu können.

Präsident : Zch möchte zunächst fragen, ob der Antrag
des Abg. Dannenberg  auf sofortige Schließung der Sitzung
Unterstützung findet? (Die Unterstützung erfolgt von mehreren
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Seiten .) Er ist hinreichend unterstützt . Es ist dieser Antrag

deS Herrn Dannenberg  ein präjudizieller , den ich darum
zuerst zur Discussion bringe , ehe wir weiter fortfahren . Will
Jemand darüber sprechen ? Herr Selkmann  II . hat das
Wort.

Abg . Selckman » II . : Der Antrag ist gestellt , daß die
Sitzung erst übermorgen stattfindcn soll , in der Voraussetzung,
daß der Central -Ausschuß bis dahin weitere Vorlage machen
kann . Ich muß bemerken , der Central -Ausschuß wird viel¬
leicht bis dahin wieder nur ein Bruchstück vorlegcn können,
daS Ganze gewiß nicht . Der Central -Ausschuß hat nur 2
Sitzungen halten können , weil er erst vorgestern gewählt wor¬
den ist . Was im Ausschüsse bcrathcn wird , muß der Be¬
richterstatter zusammcnstcllen , und wenn der Bericht gedruckt
werden soll , können die Mitglieder ihn nicht einmal bis
übermorgen in Händen haben . Es ist sogar sehr zweifelhaft,
ob der Bericht selbst bis übermorgen nur fertig wird , und
ob der Central -Ausschuß den Gesetzentwurf wird erledigen
können . Ich halte cs für eine mißliche Sache , einen Bericht
auf die Tagesordnung zu setzen , von dem noch kein Buch¬
stabe geschrieben ist . Der Landtag kann wohl beschließen,
was mit einem vorliegenden Bericht geschehen soll , aber nicht
über die geistige Fähigkeit seiner Mitglieder , nicht darüber,
wann die Mitglieder eines Ausschusses einen Bericht voll¬
ständig erledigen können.

Abg . Böcke ! . Ich verstehe den Antrag des Abgeord¬
neten Dannenberg  nicht , wenn wir nicht vorher über den
Antrag des Abg . Mölling  absummen . Ich weiß nicht,
was der Ausschuß dann thun soll , wenn wir die Sitzung
sofort schließen.

Präsident : Der Antrag des Abg . Dannenberg
geht dahin , daß wir selbst über die Bcrathung des Mö Il¬
ling sehen  Antrages die Verhandlung nicht sortfctzen , son¬
dern überhaupt die Sitzung schließen.

Reg .-Commissair Nunde : Dem Bevollmächtigten kann
es nur erwünscht sein , wenn die Geschäftsordnung strenge

einzchaltcn wird . Es ist nicht möglich , wenn bloße Bruch¬
stücke des Berichtes abgeliescrt werden , die ganze Sache zu
übersehen , und wenn diese Bruchstücke spät abgcliefert wer¬
den , sie dem Ministerium mitzutheilen . Uns wird cs daher
erwünscht sein , wenn an der Geschäftsordnung gehalten
wird.

Präsident : Auf die Bemerkung deS Hrn . Berichter¬
statters muß ich erwidern : der Ausfall ist dadurch entstan¬
den , daß wir den Bericht des PensionsgesctzeS einstweilen
zurückgelegt haben . Dadurch fehlte cS an Stoff für die
nächste Sitzung . Später wird das nicht mehr Vorkommen.
Ich habe den Bericht des Central - Ausschusses über das
Dicnstgericht mit Ihrer Zustimmung auf die Tagesordnung
gesetzt , und es ist kein Widerspruch dagegen erfolgt . Aehn-
liches ist auch früher geschehen . Wir haben am vorigen
Landtage bei der Berathung des St . G . G . einzelne
abdrucken lassen und zur Verhandlung gebracht , bevor der
ganze Bericht fertig war.

Abg . Möllinft bemerkt , daß sein Antrag zur allgemei¬
nen Discussion gehöre , und daß zur Entscheidung darüber
Alles vollständig vorliege , so daß es keiner weitern Vorlage
bedürfe , um darüber zu berathen und abzustimmen.

Präsident : Der Antrag des Hrn . Dannenberg  ging
darauf , daß die allgemeine Discussion heute nicht stattfinde.
Insofern ist dieser Antrag präjudiziell . Herr Dannenberg
hat beantragt , daß die heutige Sitzung geschlossen und die
nächste auf übermorgen anbcraumt werde . Der Berichterstat¬
ter glaubt , daß bis übermorgen der Bericht des CentralauS-
schusses noch nicht fertig sei.

Abg . Selckmann II . : Ich habe nicht gesagt , daß bis Frei¬
tag Sitzung sein soll , weil ich nicht sagen kann , bis wann der
Bericht fertig ist , und zwar aus dem einfachen Grunde , weil
ich nicht weiß , wann der Centralausschuß mit seinen Arbeiten
fertig werden wird . Meine Ansicht ist daher die , daß wir
den Bericht über diesen Entwurf erst dann auf die Tages¬
ordnung setzen können , wenn derselbe fertig ist , und sobald
als er fertig ist, werde ich mich verpflichtet halten , den Prä¬
sidenten davon in Kenntniß zu setzen. In Beziehung auf daS
jenige , was der Abg . Mölling  gegen den Bericht bemerkt
hat , möchte ich darauf Hinweisen , daß er seinen Antrag durch
die Bestimmungen des Staatsgrundgesetzes mvtivirt hat , die
der Bericht noch gar nicht berührt , und wo er nicht weiß , ob
der Bericht sich nicht darüber verbreiten werde . Es wird also
die Abstimmung über den Möllingschcn  Antrag erst dann
stattfindcn können , wenn der Bericht ganz fertig ist . Ich muß
dem Anträge des Abg . Dannenberg  beipflichten , die Sitzung
zu sufpendiren . Ich kann ihm aber darin nicht beistimmen,
daß wir einen bestimmten Tag fcstsetzcn.

Präsident : Nach der Geschäftsordnung hat das Präsi¬
dium immer die Tagesordnung für die nächste Sitzung zu
bestimmen , nämlich am Schluß der jedesmaligen Sitzung . Ich
habe kein Bedenken dabei , daS wir einen Bericht auf die
Tagesordnung setzen in der Unterstellung , daß er vor der
Sitzung verthcilt werden kann . Findet sich diese Voraussetzung
nicht erfüllt , dann liegt es an der Versammlung , die Tages¬
ordnung wieder abzuändern , so wie sie die Frage auch heute
hätte vermuten können.

Abg . Dannenberg : Ich wollte nur bemerken : Ich
glaube , wenn der Ausschuß , der schon ziemlich vorwärts ge¬
kommen ist, jetzt oder vielleicht heute Abend Sitzung hat , daß
er soweit sein werde , daß wir morgen schon wissen , ob wir
den Entwurf zur Grundlage nehmen können , oder ob wir einen
besondcrn Ausschuß wählen sollen . Darum wünschte ich die
Sitzung für diese Frage auf übermorgen anberaumt.

Abg . Böckel : Ich muß mich gegen den Dannen¬
berg  sch cn  Antrag erklären , und den Abg . Selckmann
fragen , wo steht es denn geschrieben , daß der ganze Aus¬
schußbericht sich in den Händen der Mitglieder befinden soll,
che die allgemeine Discussion eröffnet wird . Da der Ent¬
wurf in den Abtheilungcn durchgearbeitet ist , so bedarf es
keiner weitern Erörterung oder eineö Commentars durch den

Ausschußbericht , um sich zu entscheiden , ob man die Princi-
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pien deS Entwurfs annehmen und sie dem Gesetze zu Grunde
legen will . Wenn wir den Antrag des Abg . Dannenberg
annehmen , so werden wir für den Fall , daß der Antrag des
Abg . Mölling  später auch angenommen wird , wieder meh¬
rere Tage verloren haben . Es geht die Zeit darüber hin,
die wir nöthig brauchen können . Darum bitte ich Sie , den
Antrag des Abg . Dannenberg  nicht anzunehmen , sondern
die Berathung über den Mölling schen  Antrag fortzu-
sctzen.

Abg . Selckmann II. : Wenn der Abg . Böckel mich
gefragt hat , wo es geschrieben stehe , daß , so lange der Be¬
richt nicht vorlicge , die allgemeine Discussion nicht eröffnet
werden soll , so antworte ich ihm einfach : „ in der Geschäfts¬
ordnung steht es geschrieben ." ES steht ausdrücklich darin,
daß erst zwei Tage , nachdem der Bericht in Len Händen der
Mitglieder ist , die Berathung darüber stattsinden soll . Daß
natürlich damit der ganze  Bericht gemeint sein muß , ver¬
steht sich von selbst , denn Bruchstücke sind kein Bericht . Es
rechtfertigt sich dieses auch aus der Natur der Sache selbst,
weil sich erst dann , wenn der ganze Bericht vvrliegt , die
Sache übersehen läßt , damit , wenn der Entwurf nicht gefällt,
die nöthigcn Abänderungen getroffen werden können . Das
läßt sich aber nicht übersehen , ehe der Bericht vorlicgt . Daß
übrigens Modificationen cintreten müssen , glaube ich auch.
Darum bin ich der Ansicht , daß nur dann die Sache wieder
zur Berathung kommt , wenn der Bericht ganz vorliegt.
Wenn der Abg . Dannenberg  bemerkt hat , daß der Ans¬
chuß in seinen Arbeiten schon . soweit vorgerückt sei , um am
kommenden Freitag darüber berathc » zu können , so befindet
er sich im Zrrthum . — Die ersten Artikel deS Entwurfs
bis zum Art . 20 . hin können indessen gleich berathen werden,
denn sie behandeln nur die Bildung deS Dienstgerichtes . Es
kommt also hierbei auf das Verfahren in demselben noch nicht
an , und diese Artikel sind von dem Antrag des Abg . Möl¬
ling  unabhängig . Daß aber über die spateren Artikel am
nächsten Freitag ein Bericht wird vorliezen können , das , glaube
ich, wird nicht möglich sein.

Präsident : Es haben sich noch zwei Redner gemeldet,
v . Finckh und Böckel . Ich möchte glauben , daß die Dis¬
cussion über den Antrag desHrn . Dannenberg  wohl schon
zur Abstimmung reif sei.

Abg . Mölling : Wenn dieser Antrag angenommen wird,
fällt der mcinige gewiffcrmassen weg.

Abg . v . Finckh : Ich befinde mich auch in der Lage,
dem Anträge deS Abg . Dannenberg  mich nicht «» schließen
zu können . Ob wir im Eentralausschuffe vielleicht besser ge-
rhan hätten , einen vorläufigen Bericht zu erstatten , kann und
muß jetzt dahin gestellt bleiben . Wie die Sache jetzt liegt,
glaube ich , wir kommen weiter , wenn wir die Discussion
über die Grundprincipien sofort beginnen . Sie würde nur
verschoben werden müssen , wenn die Versammlung nicht
gehörig instruirt wäre . Es ist aber bereits hervor¬
gehoben worden , daß dies der Fall nicht ist. Die Ar¬
beiten des Ausschusses werden sehr gefördert werden , wenn

wir jetzt erfahren , welches das Princip sein soll . Wir können
dann sicherer arbeiten . Wird das Princip nicht festgestellt,
so arbeitet der Centralausschuß vielleicht ganz umsonst . Darum
glaube ich , daß cs nöthig ist , über diese Frage vorerst im
Reinen zu sein . Ist cs die Ansicht des Landtags , daß durch¬
aus vollständige Mündlichkeit vorhanden sein soll , so ist cS
ein Leichtes , den Entwurf darnach umzuarbeiten.

Abg . Böckel : Meine Herren , ich erlaube mir , bloß
darauf aufmerksam zu machen , daß die Geschäftsordnung uns
nicht verbietet , in der allgemeinen Discussion fortzufahren.
Mag Hr . Selckmann  in dem angczogenen tz. der Geschäfts¬
ordnung das finden , waS er behauptet , so widerspricht dies
unserm gewöhnlichen Geschäftsbetrieb . Wir haben über das
PcnsionSgesctz im Allgemeinen berathen und cs zurückgelegt,
bevor der ganze  Ausschußbericht in unser » Händen war , und
sollte cs wirklich in der Geschäftsordnung stehen , so wäre eS
dringend nothwendig , daß wir die Geschäftsordnung in dieser
Beziehung abändrrtcn . Wenn Sie das EntschädigungSgcsetz
so behandeln wollen , so verschieben Sie die allgemeine Dis¬
cussion auf 4 Wochen , vielleicht noch weiter hinaus - Ich
glaube , daS ist unmöglich , und daß wir nicht wünschen kön¬
nen , daß der Ausschuß bei größeren Gesetzen sortarbcite , ehe
die allgemeine Discussion geschlossen ist. Denn nehmen Sie
an , daß ein Entwurf wegen seiner Principicn verworfen würde;
dann hätte der Ausschuß längere Zeit vergebens gearbeitet.
Ich würde auch nichts Gefährliches darin finden , von einer
solchen Bestimmung der Geschäftsordnung abzugehen , wenig¬
stens beim PensivnSgesetz haben Sie Nichts darin gesunden.

Abg . Mölling : Dem Berichterstatter erwidere ich in
der Beziehung , daß er sagt , der Ausschußbcricht wäre nicht
in unfern Händen , und wir könnten daher nicht wissen , in¬
wiefern er sich über die Bestimmungen des Staatögrundge-
sctzcs, die die Oessentlichkcit und Mündlichkeit betreffen , ver¬
breiten werde ; der Bericht sagt mit dürren Worten , baß für
das Dienstgcricht die Bestimmungen des Schwurgerichts nicht
angenommen werden können . ES kommen aber bei dem Dienst-
gerichte , um die Unwürdigkeit oder Unfähigkeit eines Beam¬
ten zu constatiren , ganz dieselben Verhältnisse vor , wie beim
Schwurgericht . Es sind diese oder jene Punkte in Betracht
zu ziehen wie bei andern Criminalfällcn ; darum ist hier die
Ocffcntlichkeit und Mündlichkeit in nicht minderem Grade er¬
forderlich , als bei dem Geschwornengericht . Uebrigens möchte
ich der Ansicht deS Abg . Böckel beitrcten , daß die allge¬
meine Discussion fortzusetzcn sei. Erst , wenn wir bestimmt
wissen , ob das Princip der unbedingten Mündlichkeit ange¬
nommen wird , muß es sich zeigen , ob ein besonderer Aus¬
schuß zu wählen sei.

Abg . Selckmann II . : Als Berichterstatter muß ich mir eine
thatsächliche Berichtigung erlauben . Der Abg . Mölling  hat
behauptet , eS stehe mit dürren Worten im Berichte , daß die
Principicn der Schwurgerichte nicht auf daS Diensigericht an¬
gewendet werden können . Diese Behauptung ist ' unrichtig.
Es sieht im Bericht , der Ausschuß sei der Ansicht , daß es
nicht nöthig sei, dieselben Bestimmungen , die für die Schwur-
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geeichte gelten , auf die Dienstgerichte anzuwenden . In wie¬

weit sie angewcndct werden müssen , wird sich inr Verfolg der

Berathung zeigen . Soviel steht aber fest , daß man nicht

schließen kann : weil etwas für die Schwurgerichte nöthig ist,

muß es auch für das Dienstgericht gelten . Beide sind ganz
verschiedene Institute.

Abg . Dannenberg : Es steht aber siaatsgrundge 'etzlich
fest / daß jeglichts Gerichtsverfahren mündlich  sein >oll;

und das Dienstgcnchr soll zwar nach dem Slaait -grund-

gesetz ein Genossengericht sein , aber auch ein Schwur¬

gericht . Ucbngens muß ich meinen Antrag modisicirm-
Ich habe den Antrag des Abg . Mölling  durchgelesrn,

und nach einer Besprechung mit ihm gefunden , daß er

getrennt haben will erstens das Princip und geirennt haben

will zweitens , ob ein besonderer Ausschuß ernannt wer¬
den soll , oder eben dieser Entwurf des EentrabAusschusscs,

der mit Rücksicht auf die Schwurgerichte Aeudcrung vorzu¬

nehmen habe , gewählt werden soll . Demnach bin ich der

Meinung , daß wir die allgemeine Discnssion , da wir doch !
einmal so viel darüber gesprochen haben , sorksttzen sollten.

Bevor aber der zweite Punkt zur Abstimmung kommt , ob

der Entwurf des Cemral -AusschusseS dem Gesetze zu Grunde

gelegt , oder ob ein besonderer Ausschuß gewühlt werden soll,
bitte ich, über meinen Antrag abzustimmcn.

Präsident : Nachdem dieser Antrag modisicirt ist, wer¬

den wir daraus zurückrommm , wenn über den ersten Theil

des Antrags des Abg . Mölling «('gestimmt ist und fahren
in der Discuffion dieses ersten Theils jetzt fort.

Abg . Selckman » II . : Ich darf zunächst den Herrn Präsi¬
denten  bitten , den Antrag des Abg . Mölling,  der zur

Discuffion gestellt ist, nochmals zu verlesen.
Präsident : ( verlieft denselben ) .

Abg . Selckmaun II . : Der Ausschuß ist in Beziehung

auf die Mündlichkeit der Verhandlung auch davon ausgegan-

gcn , daß , insoweit es möglich sei , dieser Grundsatz zur An¬
wendung gebracht werden solle . Daß alle Verhandlungen,
auch diejenigen der Voruntersuchung , vor dem erkennenden

Richter unbedingt mündlich wiederholt werden , hielt der

Ausschuß einstimmig bei feinen Berathungen nicht für thun-

lich . Er glaubte aus der andern Seite auch , bei der beson-

dern Richtung , weiche das Dienstgericht hat , cs nicht für so

nöthig erachten zu müssen , wie beim Schwurgericht . Es ist
darum bedenklich , solche allgemeine Grundsätze an die Spitze

zu stellen , dem Ausschüsse , der vielleicht einen neuen Ent¬
wurf ausarbeiten muß , diesen Grundsatz zur Bedingung zu

machen , bevor man weiß , ob er sich in dieser Allgemeinheit

ausführen läßt . Darum glaubt - der Ausschuß , daS Prmcip

so ausstellen zu müssen , wie inr Bericht des Ausschusses ge¬

sagt ist , daß der Grundsatz der Mündlichkeit soweit möglich

zur Anwendung kommen soll . Ist dev Abg . Mölling  im

Stande , nachzuweisen , daß noch eine weitere Mündlichkeit,

als die mögliche , zugelassen werden kann , dann will ich ihm

beistimmen . Ich glaube , eine allgemein unbedingte Münd¬

lichkeit , wie sie bei dem Schwurgerichte statkfindet , läßt sich

beim Dienstgericht nicht durchführen . Ich würde überhaupt,

wenn cs sich nicht um ein Genossengericht handelte , wo der

Beamte von seinen Berufsgenvssen abgcurtheilt wird , den

Entwurf des TieustgcrichteS für verwerflich halten müssen.

Ich würde mich einem Gesetz , das so wenig Garantie bietet,
nicht unterwerfen , wenn es nicht meine Genossen wären , die

mich aburthcilcn . Diese Rücksicht allein hat mich beruhigen
können . ES ist ein cxceptionellcs Gericht , und wollen wir

alle Bestimmungen des Schwurgerichts beim Dienstgcricht zur

Anwendung bringen , dann brauche » wir cs gar nicht . Dann

können wir die Staatsdiener einfach vor das Schwurgericht

stellen und ein besonderes Strafgesetzbuch für die Slaatsdie-
ncr machen . Es handelt sich darum , ob ein Staatsdiener

sich in seinem Amte als unwürdig oder unfähig zeigt . Dar¬
über können am sichersten nur die Berussgenosscn urtheilcn.

Es handelt sich nicht so sehr darum , daß sie das materielle

Recht prüfen , sondern cs genügt der allgemeine Ausspruch:
der Mann ist nicht würdig , im Dienste zu verbleiben , und

jeder chrenwerthc Mann würde auf diesen Ausspruch hin,

selbst wenn er sich unschuldig fühlte , aus dem Kreise seiner
Genossen sich entfernen . Weil aber in dem Fall , wo uneh¬

renhafte Mitglieder unter den Genossen sich befinden , gerade

dieser freiwillige Rücktritt sich nicht erwarten läßt , so bedarf

es der gesetzlichen Bestimmung , daß die Staatsgewalt berech¬

tigt sei , abweichend von den übrigen Bestimmungen , euren
solchen Mann aus dem Staatsdienste zu entfernen . DaS ist

die Grundidee , die stets vor Augen gehalten wcrdcn muß.

Ist dies aber der Fall , dann ist die Garantie , welche die

Oeffentlichkeit und die Mündlichkeit bei den Schwurgerichten

nöthig macht , bei dem Dienstgcricht nicht nothwendig . Wie

im Bericht gesagt ist, wird jedenfalls , wo möglich , der Zweck¬

mäßigkeit , des Nutzens und der Sicherheit wegen bas Prin-
cip der Mündlichkeit durchgcführt werden . Ein Einwand da¬

gegen ist aus den Bestimmungen des Staatsgrundgesetzcs
hcrgcnvmmen , welche die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit
vorschreiben . Ich bin auch der Ansicht , daß diese bei den

gewöhnlichen Gerichten bestehen müsse . Es ist die Oeffcntlich-
keit und Mündlichkeit beim Dienstgcricht aber auch nicht aus¬

geschlossen ; es handelt sich nur um eine Modifikation , und
diese ist durch die Bestimmungen des Staatsgrundgesetzes nicht

ausgeschlossen . Es wird darum nicht , wie behauptet wurde,

der Entwurf gegen die Bestimmungen des Staatsgrundge¬
setzes verstoßen , wenn in einzelnen Fällen eine Ausnahme

von der unbedingten Mündlichkeit gemacht wird.
R -g .-Commissär Runde : Meine Herren ! Nach dem

Anträge , dm ter Abg . Mölling  gestellt hat , sollle man

glauben , und er hal es ausdrücklich gesagt , daß die Staars-
regierung einen Entwurf vorgelegt habe , der einen Artikel
des Sraalsgrundgesetzes verletze . In Beziehung auf die

Mündlichkeit , die im Art . 108 . des Sraalsgrundgesetzes zu-

gcsicherr ist , hat Herr S e l ckm a n n bereits das Nölhige ge¬

sagt . Hinsichtlich der Oeffentlichkeit erlaube ich mir noch

einige Bemerkungen . Der Abg . Mölling  har gesagt , es

solle nach dem Entwürfe der Angeklagte wieder vor ein ge-
14
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Heimes Gericht gestellt werden , wie bisher . Meine Herren!
Er hat verwiesen auf Art . 9 . des Entwurfs . Da ist aber
nur von der Voruntersuchung die Rede . Ich möchte fragen,

wo in der Well ein Schwurgericht ist , bei dem die Vorun¬

tersuchung öffentlich geführt wird ? Nirgends ist sie öffent¬

lich. Daß aber das Verfahren beim Dienstgerichte öffentlich

sein soll , geht auS dem 8 - 3 ? - des Entwurfs k'ar hervor,
und wenn sofort nach Modisicationen einkreten sollen , so sind

diese hinreichend in den Motiven gewürdigt.
Abg . Niebour : Der Art . 108 . des Staatsgrundgesetzes

sagt : Das Gerichtsverfahren soll öffentlich und mündlich sein.
Dieser Satz muß auch beim Dienstgericht festgehalten werden.

Ich glaube aber , daß dieser Grundsatz der Mündlichkeit,
worauf es . hier anzukommen scheint , hinreichend gewahrt ist,
wenn derselbe nach dem Anträge des Ausschusses , so weit

nur möglich,  befolgt wird . Eine unbedingte  Münd¬

lichkeit beim Verfahren giebt cs auch gar nicht , sondern überall
nur soweit es möglich ist . Aus diesem Grunde kann ich

nicht für den Antrag drs Abg . Mölling  stimmen ; aber

ich halte es für nützlich , wenn förmlich zum Beschluß erho¬
ben wird , daß zu dem in dem Ausschußberichte ausgespro¬

chene Antrag der Zusatz gemacht werde : „ Der Grundsatz der
Mündlichkeit soll , so weit nur immer möglich , durchgefühlt
werden " , damit der Central - Ausschuß weiß , ob er diesen

Grundsatz annehmen kann , oder ob er ihn verlassen soll.
Dann bekommt der Ausschuß eine feste Norm . Ich wieder¬

hole meinen Antrag , daß der Grundsatz der Mündliü keil,

soweit möglich , durchgeführt werden soll.
Der Präsident stellt die Frage auf Unterstützung drs

Niebour ' sehen  Antrags , die ausreichend erfolgt.

Abg . Böckel : Als ich um das Wort bat , habe ich ge¬

glaubt , daß ich nicht nölhig haben würde , auf die Sache

einzugehen . Nachdem aber der Abg . Selckmann  darüber

gesprochen hat , muß ich doch darüber sprechen . Ich bemerke

zunächst , daß ich keine Schwierigkeit sehe , daß die Münd¬
lichkeit auch beim Dienstgericht angewendet werden soll , wie

beim Schwurgericht . Daß die Zeugen schon in der Vorun¬

tersuchung vernommen sind , und sodann wieder vernommen
werden und zwar vor der Ocffcntlichkcit mündlich vernommen

werden , darin vermag ich keine Schwierigkeit zu finden;
wohl aber die Nolhwendigkeit , daß dies geschehe , wo ein

Gericht nach moralischer Ueberzcugung urlheilen soll . Es ist

etwas ganz anderes , wenn ich Zeugen und Angeklagte vor
mir sehe und sic selbst höre , als wenn ich mich auf das Pa¬

pier ver 'asscn soll , das als Akten cingcscndct worden ist.

Wenn in dem Staatsgrundge ' etz Mündlichkeit zugesichcrt ist,
so ist es volle  Mündlichkeit . Der Ausdruck , „ soweit cs

möglich ist " , scheint mir nicht geeignet . Das versteht sich

von selbst . Ich möchte daher einen solchen Zusatz im Gesetze

nicht haben . Wenn wir die Mündlichkeit beim Zeugcnver-

höre fordern , so ist damit nicht gesagt , daß jeder Zeuge auch
im Haupiverhör wieder vernommen werde . Wir fordern , daß

sowohl der Angeklagte aiv der Staatsanwalt , wenn sie es

für nökhig erachten , verlangen können , daß Augen vernom¬

men werden sollen . Das Gericht hat dann zu entscheiden,

ob die Vernehmung der Zeugen nochwendig ist , entscheidet
es gegen den Angeklagten , so kann er aus seine Kosten die

Zeugen , die er haben will , kommen und vernehmen lassen.

Weiler wollen wir nichts , und dieser Mündlichkeit steht nichts
im Wege . Wenn gesagt wird , daS Verfahren beim Dienst-

gerichte uiuerschiede sich sonst wenig von dem bei Geschwor-

nengerichren , so ist schon erörtert , daß die Anklagekammer
durchaus fehlt und das Staalsministerium ihre Stelle ver¬

tritt . Wenn entlieh der Hr . Rcg .- Eommjssär erklärt , daß

die Voruntersuchung nicht öffentlich sein kann , so bemerke ich,

daß cs wohl angingc , dieses Verlangen aber nicht gestellt
worden ist ; wenn er aber die Frage aufwirft , wo in der

Welt die Voruntersuchung öffentlich sei, so antworte ich ihm:
meistcntheilö in England.

Abg . v . Finckh : Meine Herren ! Hätte noch ein weißeS
Blatt bezüglich der Fälle Vorgelegen , wo ein Staatsdiener

sich unwürdig zeigte , und seine Entfernung aus dem Dienste

durch die Gesetzgebung nicht hinreichend vorgesehen ist, dann

würde die Negierung sicher einen ander » Entwurf vorgelegt
haben ; jedenfalls bin ich überzeugt , daß dann nicht auf den

vorliegenden Entwurf würde haben eingegangen werden können.

Die Sache ist aber nicht so. Der vereinbarende Landtag hat
unS ein Testament hintcrlassen und in demselben bestimmt : es

soll ein Dienstgericht gebildet werden , und dieses soll a !S
Schwurgericht entscheiden in den Fällen , wo ein StaatSLiener

sich unfähig oder unwürdig zeigt , im Dienste zu bleiben . Als

gute Erben müssen wir diese Bestimmung befolgen . Durch

diese Bestimmung sind wir aber zu einer Sache ge¬
zwungen , die, wenn ich mich des Ausdrucks bedienen darf,

weder Fisch noch Fleisch ist. Ein solches Dienstgericht ist kein

Schwurgericht und kein gewöhnliches . Das Institut , daö ge¬
schaffen werden soll , steht zwischen beiden . Daß dadurch sich
Vieles ändert , was man bei dem Schwurgerichte nicht ver¬
missen will , das ist mir auch klar . Ich schließe mich in dieser
Beziehung demjenigen an , was der Abg . Selckmann  II.

bereits auSgeführt hat . Man hat gesagt : wenn daS Dienst¬

gericht auch ein Ausnahmegesetz ist, das mit der vollständigen
Mündlichkeit auf die Fmsteuchümer nicht ausgedehnt werden
kann , so zwingt dieses doch durchaus nicht , von der vollstän¬

digen Oeffentlichkcit etwas aufzugeben . Ich finde cs nicht

thunlich , das Dienstgericht mit vollständiger Mündlichkeit auch

für die Fürstcnthümer einzusührcn . Man spricht von Preußen
und Sigmaringcn ; allein dieses Gleichniß paßt nicht , dort

ist das Mißvcrbältniß in der Größe weit großer . Schon das

Gefüll der Gerechtigkeit inacht mir es aber unmöglich , die
Staatsdiener in den Fürstmthümern anders zu behandeln , als

die hiesigen . Man muß also eine Form wählen , die für Alle

paßt . Man hat das Verfahre » , wie es in dem Entwurf ent¬

halten ist, als ein ganz unhaltbares bezeichnet . Das ist es
nach meiner Ucberzcugung nicht . Das Besondere besteht allein

darin , daß die Zeugen bei der Hauptverhandlung nicht wieder

vernommen werden . Alles Andere ist wie bei den Schwur¬

gerichten , vollständig , öffentlich und mündlich . Die Abweichung
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ist aber nicht wesentlich. In den meisten Fällen wird nicht
der Zcugcnbeweis die Hauptsache sein, sondern ein anderer
Beweis, der geführt wird auS den früberen Acien über die
Geschäftsführung des Angeklagten, und dergleichen. Auch aus
anderen Gründen ist die Abweichung nicht so gefährlich in
diesem Falle. Der Angeklagte hat zweimal die Acten in der
Hand gehabt; er hat also zweimal Ergänzungen beantragen
können. Er ist meistens ein Mann, der Acte» gut zu
beurtheilen weiß. Hat er gesunden, daß die Zeugenprotocollc
unrichtig sind, dann hat er immer die Möglichkeit gehabt, zu¬
vor die Ergänzungen zu veranlassen. Nur der eine Punkt,
hinsichtlich der Zeugen, ist also abweichend, und dieser Punkt
ist nicht bedeutend genug, um die Ungerechtigkeit zu rechtferti¬
gen, die Eutincr und Birkenfelder anders abzuurtheilen. Es
ist gesagt worden, wenn Ihr das Dienstgericht in dieser Weise
annehmt, so brecht Ihr das Staatsgrundgesetz; wir dürfen
aber durchaus nicht auch nur ein kleines Loch Hineinreißen.
Man hat sich deshalb auf den Art. 103. des Staatsgrundge-
setzes berufen; allein ich glaube, man beweis'! damit zu viel.
Dieser Art. handelt von dem gerichtlichen Verfahren im All¬
gemeinen,  also auch vom civilrechtlichen. Daß aber im
Eivilgerichtsverfahren Manches Vorkommen müsse, was nicht
mündlich zu verhandeln sei, wird Zeter zugeben. ES ist von
der Ankiagekammergesagt, daß das Ministerium dieselbe nicht
sein könne. Meine Herren, das ist ein Punkt, dieser findet
sich nachher. Den können wir streichen, und statt des Mini¬
steriums drei andere Personen setzen. Es ist vielfach gesagt,
wir wollten zurückgehen zum geheimen, schriftlichen Verfahren.
Dem ist aber nicht so; es ist nichts Geheimes  in dem Ent¬
würfe; öffentlich  ist Alles, und geschrieben wird auch nicht
politische Vergehen oder Preßvergehen sich der allgemeinen
Achtung unwürdig erwiesen hat, die Unwürtigkeit auszuspre-
mehr wie bei gewöhnlichen Schwurgerichten. Der Unterschied
besteht nur darin, daß die Zeugenaussagen vorgelesen und
nicht bei der Hauptverhandlung vom Zeugen selbst gemacht
werden.

Abg. Claußen Ich erinnere zunächst daran, daß der
Abg. Mölling  davon ausging, daß ihm das Beruxsgenossen-
gericht an und für sicha!ö etwas Verkehrtes erscheine, und
daß er nur eine Beruhigung gefunden habe in dem Artikel
des Staatsgrundgesetzes, der die Mündlichkeit und Ocffcnt-
lichkeit zusichert. Mündlichkeit ist aber in dem Dienstgericht
fast gar nicht vorhanden, und die Oeffenllichkeit nur in Be¬
ziehung auf Vorlesung des vorher Niedergeschriebenen. Ich
glaube nicht, daß man eine Verhandlung öffentlich nennen
kann, wenn sie heimlich zu Papier gebracht ist, und öffentlich
vorgeleien wird. DaS wird der Abg. v. Finckh gewiß nicht
behaupten, er wird nicht behaupten, baß eS dasselbe ist, ob
ich ein Protocoll über das Zeugenverhör verlesen höre, oder
ob ich den Zeugen selbst gehört habe. Der Abg. Selckmann
als Berichterstatter hat den Standpunkt, den das Dienstge¬
richt einnehmen soll, nach meiner Ansicht wesentlich verrückt.
Es ist auch im Bericht ausgesprochen, daS Dienstgericht soll
das Ansehen des Amtes, welches der Angeklagte bekleidet,

dem Volke gegenüber aufrecht erhalten, nicht aber eine Stan¬
desehre. EL handelt sich nicht um die Ausschließung einer
Person von einer Genossenschaft, wie das beim militairischen
Ehrengericht vorzukommen pflegt, sondern die Würde deS
Amles aufrecht zu erhalten. Allerdings möchte man. sagen,
diejenigen, die im Amte stehen, sind zur Beurtheilung die ge¬
eigneten Personen. Sie sind es nicht; sie sind in der eignen
Anschauung der Amtkwürde befangen, sic legen den Maaßstab
ihres eignen Verhaltens an. Diejenigen sind die geeigneten
Leute, die das Amt auf sich einwirken lassen sollen. Allein
wir sind nicht auf dem Standpunkte, wo wir wirkliche Ge-
schwornmgcrichte eintreten lassen könnten. Wir müssen nach
dem Staatsgrundgesetz Berufsgenossen urtheilen lassen. Aber
Modificationen aus die em Grunde eintreten zu lassen, die
uns die Mündlichkeit  verkümmern, möchte ich am wenig¬
sten bevorworten. Gerade weil ich eine Gefahr in den Be¬
rufsgenossengerichten sehe, indem in ihnen persönliche Rücksich¬
ten und das Ehrgefühl des Einzelnen thätig wird, bedürfen
wir der ganzen Mündlichkeit, weil mit ihr nur die ganze
Oeffsntlichkeit möglich ist. Die ganze Oeffenllichkeit aber ist
nothwendig, um das Berufsgenossengerichtabzuhalten, den
Angeklagten vom Standpuncte einer eingebildeten StaudeS-
ehre zu beurtheilen. Schon darum dürfen wir bezüglich der
Mündlichkeit keine sogenannte Modific tionen, theilweise Aus¬
nahmen, eintreten lassen, noch mehr aber dürfen wir es nicht
im Rückblick darauf, daß die ganze Mündlichkeit im Staats-
grundgcfetz vorgeschriebe» ist. Modificationen in Beziehung
auf solche Gesetze sind weiter nichts a!S Hebelpuncte, das Ge¬
setz umzuwerfen. In dieser Beziehung möchte ich mit Archi»
medes sagen: Geben Sic mir einen Punct außerhalb der
Welt, und ich hebe sie aus den Angeln. Was Herr Mölling
unter Nummer» Eins seines Antrages vorgeschlagen hat, kann
ich daher nur besilrworlen. Darnach werden wir zunächst die
Bestimmung treffen, daß das Dienstgericht auf dem Grundsätze
der Oeffcntlichkeit und Mü..d!ichkeil eingerichtet werden soll.
Nachdem wie diese Grundlage gewonnen, werden wir daS
Dienstgericht so zusammensetzen, daß seine Einrichtung der
ganze» Mündlichkeit nirgends entgegensiehen kann. Beschließen
Sie dagegen zuerst die Zusammensetzung des Dienstgerichtes,
dann wird man sagen: die Mündlichkeit ist n cht mehr mög¬
lich. Insofern haben wir also die Durchführung der Münd¬
lichkeit selbst bezüglich ihrer Möglichkeit in der Hand. Daher
muß daS Princip zuerst festgestellt werden, um dann darnach
zu arbeiten. Hierüber werden wir zuerst abstimmen müssen,
und erst nach Annahme dieses ersten Antrages wird der zweite
Antrag des Abg. Mölling  zur Sprache kommen können.
Zn dieser Beziehung muß ich mich der Ansicht des Abg. Dan¬
nenberg  anschließen. Wir können nicht wissen, wie sich dw
volle Mündsichkeit und mit ihr die ganze Oeffentlichkeit ir¬
den Entwurf hineinbringm läßt, bevor uns der Central-Aus¬
schuß über die Unmöglichkeit einer Abänderung Bericht er¬
stattet oder uns ein » abgcändcrtcn Entwurf vorgelegt hat, es
sei denn, daß wir uns von unserer Geschäftsordnung dispen-
siren wollten, wozu in diesem Falle kein Grund vvrliegt.

14 *
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Darum bin ich für den zweiten Antrag des Abg. Mölling
nicht, sondern für den Antrag des Abg. Dannenberg.

Abg. Lindcmann : Meine Herren! Das Staatsgnind-
gesetz hat Ihnen ein Geiiosscngericht gegeben. Ich habe diese
Gabe nicht gewollt, aber sie ist gegeben, und so müssen wir
sic hinnehmcn. Ich glaube, daß nach dem Begriffe der In¬
stitution die Mündlichkeit aukgeführt werde ohne Reproduk¬
tion der Zeugen. Wollen Sie aber, und ich wünsche es,
die Mündlichkeit überall durchführen, gut ! so thun Sie es,
und dabei meine ich, sitzen Sie in gewohntem Particularis-
mus die Fürstcntbümer nicht zurück, schließen Sie dieselben
von einer Gerichtsform nicht aus, die Sie für vorzüglich
hakten. Worin besteht das Hinderniß unserer Theilnahme?
Ich glaube, daß wir Eutincr Ihnen nicht mehr Veranlassung
geben werden zur Untersuchung, als die Leute in Oldenburg,
und kommt cs vor, so haben Sie für die Zeugen ein Paar
Thaler mehr zu bezahlen. Sie haben uns verurtheilt zu
1l '/2 Procent Beitragsquote.

Präsident : (unterbrechend) Diese Quvtenfrage gehört
wohl nicht hierher.

Abg. Lindcmann : Sie gehört hierher. Ich will da¬
mit sagen, wenn wir 11Procent  Beitrag geben müssen,
daß wir daS Recht haben, eine Anstalt zu benützen, die sie
für das Beste halten. Ich halte sie nicht für das Beste, aber
sie ist einmal da, und daß Sie uns ausschlicßen wollen, ist
ein neuer Separatismus. Das gehört zur Sache, daß ich
sage, die Euliner und Birkcnfcldcr Verhältnisse sind kein
Hinderniß, das Gericht so auszubilden, wie Sie es für das
Beste halten, und daß wenige Thaler Mehrkosten kein Grund
sind, uns auszuschlicßen. Das ist cs, was ich sagen wollte.

Präsident : Da kein weiterer Redner sich gemeldet hat,
so erkläre ich die Debatte in Beziehung auf den ersten Theil
des Möllingschcn  Antrags für geschlossen, vorbehaltlich
des Wortes für den Antragsteller und Berichterstatter, wenn
sic es zu haben wünschen.

Abg. Mölling : Ich hätte eigentlich gar nichts mehr
zu sagen; nur ein Wort in Beziehung auf den Antrag des
Abg. Niebour.  Er will die Motive dcS Ausschusses, daß
d:c Mündlichkeit soviel wie möglich angewendct werde, ge¬
wahrt wissen. Meine Herren! thun Sie es nicht. Es ver¬
steht sich von selbst. Wir können nicht weiter gehen, als
möglich ist. Bei jedem Gesetz, bei jedem Princip ist die
Möglichkeit; aber wenn wir etwas Rechtes hauen wollen, be¬
schließen Sie das Princip der Ocffentlichkeit und Mündlich¬
keit. Läßt es sich machen, ohne Umarbeitung des Entwurfs,
ich habe nichts dagegen. Ich glaube cs nicht, Sie ,müssen
eS selbst beurtheilcn. Ich glaube, wir kommen zum Ziel,
wenn wir einen Ausschuß von 5 Mitgliedern bestellen. Er
wird in zwei Tagen einen Entwurf fertig bringen können.
Der Entwurf ist breit und schwülstig ausgearbeitct. Ich
glaube, er könnte bedeutend reduzirt werden. Wenn man
sagt: ein Gcnossengericht, so ist dies allerdings richtig, und
da ist Richter und Geschworener vereinigt, blos eines fakti¬
schen Verhältnisses wegen, weil dort die Geschwornen zugleich

rechtsverstäudige Leute sind. Dieser Umstand hindert aber nicht,
daß das Genossengcricht wie ein Schwurgericht behandelt
werden kann.

Abg. Selckman » II. : Wenn der Abg. Lindcmann
hier gewohnten Separatismus gegen die Fürstenthümcr zum
Vorwurf macht, so weiß ich nicht, wem man diesen Vorwurf
machen kann; dem Ausschuß nicht, dem Landtage nicht und
Niemanden in der Versammlung; denn was ich bisher ge¬
hört habe, bat nur Rücksichten für die Fürstenthümcr enthal¬
ten. ES ist gesagt worden, daß die Rücksichten für die Ver¬
hältnisse der Fürstenthümcr eine Beschränkung nothwendig
machen, weil man dem Dienstgericht nicht blos für daS Groß¬
herzogthum unbedingte und vollständige Mündlichkeit geben
dürfe, da hierin eine Zurücksetzung für die zwei Fürstenthü-
mer gefunden werden könne. Man hat also die Rücksicht so¬
weit getrieben, das für uns WünschcnSwertheund Ausführ¬
bare aufzugeben, weil es für die Fürstenthümcr nicht ausführbar
ist. Wenn dann der Abg. El außen  bemerkt hat, daß ich den
Standpunkt des Dienstgerichts verrückt habe dadurch, daß ich die
Genossen als solche bczeichnete, die über die Würdigkeit oder
Unwürdigkeit eines Beamten zu entscheiden hätten, so mache
ich darauf aufmcrsam, daß ich nicht gesagt habe, was er be¬
hauptet. Er würde Recht haben, wenn ich gesagt hätte, die
Standesgenoffen hätten ein Recht zu verlangen, daß der be¬
treffende Beamte aus dem Dienst entfernt werde. Ich habe
ausdrücklich gesagt: nur im Interesse des Dienstes habe man
die Bcrussgeneffcn für geeignet gefunken, über den Berufs-
gcnossen abzuurrhcilm. Nach dem Gange, den die Discussion
genommen hat, wird es ein kleiner Unterschied mehr sein
zwischen dem Niebour  sehen Antrag und dem des Aus¬
schusses; da auch diejenigen, die ihn unterstützen, nur gesagt
haben, daß die Mündlichkeit mir „soweit möglich" cingeführt
werden soll. Ich glaube, wir können uns mit den vom
Centralausschuß gemachten Andeutungen, daß er der Ansicht
sei, die Mündlichkeit sei einzuführen, d. h. auch die der Zeugen
mündlich vor dem urtheilendcn Richter zu hören, uns voll¬
kommen begnügen. Sie werben ans dem spätem Bericht,
den wir Ihnen verlegen werden, entnehmen, wie der Ausschuß
dieses Princip konsequent durchzuführen gesucht hat. Ich
möchte bcanlragcn, daß der Antrag des Abg. Niebour  mit
dem Antrag des Ecntralausschusscs zum Abschluß erhoben
würde.

Präsident : Ich werde jetzt über den ersten Theil dcS
Antrags dcS Abg. Mölling  abstimmcn lassen, und bemerke,

! daß der Geschäftsplan zur weitern Verhandlung dieser wäre:
wird der Antrag angenommen, dann tritt der Antrag des
Abg. Dannenberg  auf , daß die heutige Verhandlung erst

: am Freitag fortgesetzt werde. Wird der erste Antrag des
Abg. Mölling  verworfen , so fallt der zweite, daß eine

! Commission nicdcrgesetzt werde zur Urnarbeitung des Ent-
i Wurfs von selbst weg, und auch der Dannenbergschc,  und
! würden wir in Beziehung auf den Antrag des Ausschusses
! über das von Hrn. Niebour  gestellte Amendement fortzu-
^ fahren haben. Bevor ich den ersten Theil des Mölling-
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schen Antrags zur Abstinimung bringe, muß ich bemerken,
daß die namentliche Abstimmung beantragt ist. Ich muß
hinsichtlich dieses Antrags auf namentliche Abstimmung die
Unterstützungsfrage stellen. (Mehrere Mitglieder erheben sich
zur Unterstützung.) Die Unterstützung ist da.

Nach nochmaliger Verlesung des Möllingschcn An¬
trages lehnt die Versammlungbei der hierauf erfolgenden
Abstimmung mittelst namentlichen Aufrufs mit 21 gegen 17
Summen, denselben ab.

Mit Ja ! hatten geantwortet:
die Abgeordneten Tappenbeck , Lindemann , Völ-

ckers, Mölling , Hucßmann , Kitz, ». Lindern , Spren¬
ger , Püschelberger , Bulling , Bö ekel, Dannen¬
berg , Elaußen , Bödeker , Millers , Wibel  I .,
Lüer ß en;

mit Nein! hatten gestimmt:
die Abgeordnetenv. Thünen , Selckmann l., Grote,

Konerding,  Schopen , Selckmann II., Nieberding II.,
Nieberding I. , Röscncr , Pancratz , Klävemann,
Alfs , Tantzcn , Strackerjan,  v . Finckh , Bargmann,
Lübben , Morell , Strodthoff , Wöbcken , Niebour.

Abwesend waren:
die Abgeordneten Wibel II., Müller , Closter.

Nachdem nun,  bemerkt der Präsident, der erste Theil
des Möllingschen  Antrags abgelehnt worden ist, so fällt
der zweite Theil von selbst weg. Eben so fällt der Antrag
des Abg. Dannenberg,  der nur für den Fall gestellt war,
daß der erste Theil dcS Möllingschen  Antrags werde an¬
genommen werden. Wir fahren in der allgemeinen Discussion
in Beziehung auf dm Ausschußantrag fort, wozu Hr. Nie¬
bour  einen Zusatzantrag vvrgeschlagen hat , den Grundsatz
der Mündlichkeit soweit als möglich durchzuführcn, voraus¬
gesetzt, daß Jemand das Wort zu haben wünscht.

Abg. Niebour . Meine Herren! Ich habe diesen An¬
trag gestellt, und dem Anträge des Abg. Mölling  nicht
beigestimmt, weil ich fürchte, daß, wenn wir das Princip
der Durchführung der Mündlichkeit unbedingt  angenom¬
men hätten, es uns später zu großen Beschränkungen geführt
hätte. Wir müssen uns offen halten, in jedem einzelnen
Falle beurtheilen zu können: ist hiernach den gegebenen Ver¬
hältnissen Ocsfentlichkeit und Mündlichkeit durchzuführen, oder
nicht. Hätten wir den Grundsatz unbedingt angenommen,
so würde man von einer Seite geglaubt haben, der Grund¬
satz stehe ein für allemal fest, es dürfe nicht im Geringsten
davon abgegangen werden. Darum habe ich diesen Antrag
gestellt, um darauf hinzuweisen, daß hier die besondern Ver¬
hältnisse zu berücksichtigen sind, um beurtheilen zu können,
ob cs möglich ist oder nicht, die Mündlichkeit emireten zu
lasten. Da bei der letzten Abstimmung eine mündliche oder
namentliche Abstimmung beantragt ist, so bin ich auch dafür,
Laß solche hier stattsinde, damit man wenigstens erkennen
kann, was die Meinung der einzelnen Mitglieder gewesen ist.
Ich möchte Daher beantragen, daß namentlich abgestimmt
werde.

Abg. Dannenberg . Ich möchte gegen diesen Antrag
sprechen, daß nämlich gesagt werde, daß die Mündlichkeit,
soweit möglich,  Angeführt werden soll. Das Verlangen,
ein Princip nicht weiter auszuführen, als möglich ist, brauchen
wir, glaube ich, nicht auszusprcchen. Das liegt in der
Natur der Sache selbst. Bei jedem Gesetzesprincip weiß man,
daß eS zu den höchsten Evnsequenzen nur fortgeführt werden
kann,  wie es vernünftig erscheint. ES lassen sich die mensch¬
lichen Dinge nicht wie Rechenepempel beurtheilen. Daö weiß
Jeder und ist Etwas, was in der Sache selbst liegt. Weil
sich dies aber von selbst versteht, darum scheint der Zusatz:
man solle die Mündlichkeit nur anwendcn, soweit möglich,
etwas Anderes, besonderes ausdrücken zu sollen, und da
kommt man leicht auf den Einfall, wie der Abg. v. Finckh
die Meinung ausgesprochen hat, es dürfe das Princip, das
man dem gesetzlichen Institute zum Grunde legt, durch äußere,
nicht in der Sache liegende Dinge, also Rücksicht auf die
Kosten, beschränkt und verkümmert werden. Wenn man ein
Princip als nothwendig anerkannt hat für ein Institut , muß
man es gelten lassen, soweit es in der Sache nicht zur Un¬
vernunft führt; Rücksichten auf Kosten und andere Dinge, die

i sich bequemen können und müssen , dürfen nicht in Anschlag
kommen. Darum stimme ich gegen den Antrag, um so mehr,
da ich der Ueberzeugung bin, daß das Princip der Oeffent-
lichkeit und Mündlichkeit, welches, wie ich glaube, in unser
Aller Herzen lebt, sich schon von selbst, so weit möglich, bei
der Bcrathung des Entwurfs, wie der Ausschuß ihn vorlegen
wird, sich Bahn brechen wird durch alle Artikel hindurch.

Präsident : Die Discussion ist geschlossen. Es ist von
dem Abg. Niebour  beantragt worden, daß über seinen Zu¬
satzantrag, wornach der Grundsatz der Mündlichkeit, so weit
wie möglich, durchgeführt werden soll, namentlich abzustimmen
sei. Wird dieser Antrag unterstützt? (Mehrere Mitglieder be¬
jahen diese Frage.) Dieser Antrag hat die erforderliche Unter¬
stützung gefunden. Es liegen zwei Anträge vor. Der Antrag
des Ausschusses geht dahin, daß der vorliegende Gesetzentwurf
als Grundlage der Bcrathung angenommen werde. Won dem
Abg. Niebour  ist der Zusatzantrag gemacht, daß der Grund¬
satz der Mündlichkeit soweit wie möglich durchgeführt werde.
Ich werde zunächst das Amendement des Abg. Niebour
zur Abstimmung bringen, und dann den Antrag des Aus¬
schusses. Es haben der Antragsteller und der Berichterstatter,
wie sich von selbst versteht, das Wort, und da Herr Nie¬
bour  es zu haben wünscht, so gebe ich cS ihm.

Abg. Niebour : Ich muß mir auf das, was der Abg.
Dannenberg  gesagt hat, eine Bemerkung erlauben. Er¬
hält es für überflüssig festzusctzen, den Grundsatz: die Münd¬
lichkeit so weit möglich durchzuführcn. Ich kann das nicht
cinsehen. Dieser Grundsatz ist zwar ausgesprochen im Be¬
richte des Ausschusses, aber nicht in dem Anträge. Nun ist
aber die Arbeit des Ausschusses noch nicht vollendet. Es ist
darum wichtig, diesen Grundsatz sestzustellcn, damit der Aus¬
schuß bei seinen ferneren Arbeiten weiß: waS haben wir für
ein Princip anzuwenden, haben wir das der Mündlichkeit
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durchzuführen, oder dasselbe fallen zu lassen. Es ist also gut,
daß der Ausschuß weiß, daß und wie weit er den Grundsatz
der Mündlichkeit durchzuführen habe. Die Gründe des Abg.
v. Finckh theile ich nicht, waS dagegen gesagt ist, trifft mich
also nicht.

Abg. Dannenberg : Das sollte cs auch nicht.
Präsident : Ich werde also jetzt zuerst den Zusatzantrag

deS Abg. Niebour  zur Abstimmung bringen und wenn er
durchgeht, mit diesem den Ausschußantrag, und bitte ich beim
Namensaufruf diejenigen Herren, die dafür sind — (v. Finckh
macht Erinnerung gegen die Fragestellung, indem er bemerkt,
warum nicht den Ausschußantrag?) Ich glaubte, cs würde
Jemand in der Fragestellung captivirt werden. Wenn der
Zusatzantrag des Abg. Niebour  mit dem Ausschußantrag
durchginge, kann ich für den Ausschußantrag stimmen; wenn
ich aber finde, daß er nicht durchginge, stimmte ich gegen den
Ausschußantrag. Die Frage, ob der Nieboursche  Antrag
durchginge, ist präjudiziell in Beziehung auf die Hauptsache.
Ich bitte also diejenigen Herren, die mit dem Anträge des
Abg. Niebour  einverstanden sind, bei Aufruf ihres NamenS
mit Ja ! und diejenigen, die dagegen find mit Nein! zu ant¬
worten. (Die Abstimmung geht nunmehr vor sich.)

Es antworten mit Ja:
Die Abgeordneten Lüerßen , Millers , Bödeker,

Strodthoff , Niebour , Morell , Lübben , Barg-
mann , Strackerjan , Tantzen , Bulling , Alfs,
Sprenger , Pancratz , Kitz, Selckmann  II . , Nieber-
dingl ., Selckmannl ., Schopen , Konerding , Grote,
v. Thünen.

Mit Nein! antworten:
Die Abgeordneten Wibel I., Wöbcken , Claußen,

Dannenberg , Böckel , v. Finckh , Püschelberger , v>
Lindern , Klävemann , Rösener , Hueßmann , Nieber-
ding  II., Mölling , Völckers , Lindemann , Tappenbeck.

Abg. Clausren (bemerk:) : Ich muß mir eine mvtivirte Ab¬
stimmung erlauben mit Nein, in der Boraussetzung, daß der
Abg. Niebour  mit dem Ausdruck „soweit möglich" etwas
Anderes hat verstehen wollen, als was sich von selbst versteht.

Abg. Pancratz (bemerkt) : Ich muß mir erlauben, mei¬
ner Abstimmung beizusügcn: daß ich unter „so weit möglich"
verstehe: „so weit als nach den vorliegenden Verhältnissen
vernünftig erscheint." Ich sage Ja!

Abg. Nteberding !. : Ich erkläre mich mit dem Abg.
Pancratz  einverstanden.

Abg. Lindemann : Ich stimme mit Nein! wegen miß¬
bräuchlicher Unbestimmtheit.

Präsident : Der Antrag des Hrn. Niebour  ist an¬
genommen mit 22 gegen 16 Stimmen. Ich bringe jetzt den
Antrag deS Ausschusses mit diesem eben angenommenen Amen¬
dement zur Abstimmung. Dieser Antrag des Ausschusses mit
dem Amendement lautet jetzt also: „Der Ausschuß beantragt,
daß der vorliegende Entwurf zur Grundlage der Bcrathung
genommen werde, dabei aber der Grundsatz der Mündlichkeit,
soviel wie möglich, durchgeführt werde". Diejenigen Herren,

welche sich damit einverstanden erklären, bitte ich, sich zu er¬
heben. (Die Majorität erhebt sich.) Der Antrag ist ange¬
nommen. Wir fahren jetzt in der Berathung der einzelnen
Artikel, soweit sie uns vorliegen, fort.)

Abg. Selckmann II. : Zum Art. 1. habe ich weiter
nichts zu bemerken, als was im Bericht steht.

Abg. Dannenberg : Ich möchte mir erlauben, den
Berichterstatter zu ersuchen, künftig doch den Bericht vorzule¬
sen. Es scheint mir die Rücksicht auf das Publicum dies zu
gebieten, damit cs im Stande ist, zu beurtheilen, warum es
sich handelt.

Abg. Buckel und Wibel I : (unterstützen diesen Wunsch).
Abg. Selckmann : Obwohl ich mit den Motiven nicht

übercinstimme, will ich mich diesem Verlangen, wenn die
Versammlung es begehrt, gerne fügen.

Die Versammlung erhebt diesen Wunsch zum Beschluß,
und in Folge desselben verliest der Berichterstatter Selck¬
mann II. die Bemerkung des Ccntral-Ausschuffes zum Art. 1.
nebst Antrag.

Präsident : Da Niemand über diesen Antrag das Wort
begehrt, so erkläre ich die Verhandlung darüber für geschlos¬
sen, und bitte diejenigen Herren, die dem Anträge des Aus¬
schusses auf Annahme des Art. 1., wie er im Entwurf steht,
beitreten, sich zu erheben. (Die Mehrheit erhebt sich.) Der
Antrag ist angenommen; wir gehen über zum Art. 2.

Abg. Selckmann : (verliest denselben nebst Antrag).
Präsident : Ich muß daraus aufmerksam machen, daß

der Bericht des Ausschusses zum Art. 2., soweit er den drit¬
ten Punkt betrifft, Ihnen nicht bereits gestern vollständig mit-
getheilt worden ist. Ich stelle anheim, ob Sie nicht wün¬
schen würden, daß wir heute über den Bericht nicht weiter
diScutiren, als er gestern in Ihren Händen war, also die
Debatte und Abstimmung auf die Punkte 1. und 2. beschrän¬
ken. (Zustimmung in der Versammlung.)

Abg. Mölling : Ich muß mich entschieden dagegen er¬
klären, daß Preßvergehcn und politische Vergehen unter daS
Dienstgericht kommen. Der Ausschuß selbst hat schon das
Bedenkliche dieser Bestimmung gefühlt, weil er sagt, es werde
ein Beamter doppelt bestraft, wenn er einmal wegen Preßver-
gehen bestraft, und zudem noch vom Dienste gejagt werden könne.
Der Grund des Ausschusses, aus dem er die politischen und Preß-
vcrgchen vor das Forum des Dienstgerichtes ziehen will, daß
nämlich das Vergehen nicht als einzelne zu bestrafende That-
sache vom Dienstgenchte beurtheilt, sondern nur in sofern in
Betracht gezogen werde, als dasselbe zur Beurthcilung der
llnwürdigkcit und der daraus folgenden Unfähigkeit des be¬
treffenden Staatsdiencrs mit andern Zuständen und Handlun¬
gen zusammentreffe, scheint nicht triftig zu sein. Es wird
wohl selten sein, daß der Beamte, der ein Preßvergehcn oder
ein politisches Vergehen verübt, ein unwürdiger ist. Im Ge-
genthcil lehrt die Erfahrung, daß es in der Regel die tüch¬
tigsten und ehrenwerthesten Männer sind. Wirschen die aus¬
gezeichnetsten Männer Deutschlands in Kerkern schmachten,
vertrieben und verjagt.ins Ausland, durch Ausnahmsgerichte
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zum Tode verurtheilt, bloß weil sie politische oder Prcßver-
gehen begangen haben. Wir haben Alle die Ueberzeugung,
wenn gewöhnliche Gerichte über sie abgeurtheilt hätten, die
Entscheidung wäre anders ausgefallen. Dem politischen Ver¬
gehen liegt wenigstens in der Regel keine gewinnsüchtige Ab¬
sicht, kein Eigennutz, keine niedere, unedle Leidenschaft zum
Grunde, oft die großartigste, würdigste Begeisterung. Der
Begriff „würdig" ist subjectiv. Der Eine hält etwas für un¬
würdig, was dem Andern ehrenhaft erscheint. Meine Herren!
das Dienstgericht, sagt man, sei unabhängig; ich sage, cs ist
abhängig. Ich meine damit nicht, daß eS in schmutziger
Weise abhängig sei, nein! Aber diese Gerichte haben die
Begriffe der neuen Zeit noch nicht so erfaßt, daß ich sie un¬
abhängig nennen könnte, daß sic als Schwurgerichte entschei¬
den könnten. Meine Herren! ich verweise Sie auf Preu¬
ßen. Sie wissen, daß der ObertribunalrathWaldeck, einer
der ausgezeichnetsten Männer Deutschlands, aus dem Reichs¬
tage zurücktrat. Sie wissen, daß die Richter sich geweigert,
mit ihm zu dienen, als er seinen Sitz im Collegio wieder
einnehmen wolte, — warum? — weil sie ihn nicht für wür¬
dig  hielten; weil er nach ihrer Ansicht ein politisches Ver¬
gehen begangen, und wenn diese Richter, die das höchste
Amt bekleidet hätten, auch ein Dienstgericht bekleidet, sie hät¬
ten ihn sicher für unwürdig erklärt. Es kann Vorkommen,
daß Beamte schmutzig werden in der-Presse, daß sie sich in
ihrem zu weit getriebenen Eifer zum Vergehen hinrcißen las¬
sen. ES sind dies aber immer nur einzelne Fälle. Es kommt
manches Vergehn vor dadurch, daß sic in edler Leidenschaft
sich sorstreißen lassen, wenn ihr Eharakter angegriffen wird.
Meine Herren! bedenken Sie die politische Bedeutung der Zeit,
einen solchen Fall einem Dicnstgericht zu unterwerfen, das
aus alten Beamten besteht. Meine Herren! thun Sie es
nicht, cs ist höchst gefährlich. Ich beschwöre Sie , nehmen
Sie diese Fälle auS.

Ich stelle meinen Antrag dahin, politische und Preßvcr-
gehen auszunehmen.

Präsident : Ich frage, ob der Antrag, Laß politische
und Preßvergehen von der Eompctenz des Dienstgerichtesaus-
zunchmen seien, Unterstützung findet? (Mehrere Mitglieder er¬
heben sich.) Er ist unterstützt. Er wird noch schriftlich ein-
zureichen sein.

Abg. Lindcmann : Meine Herren! Das politische Ver¬
gehen, die abweichende politische Richtung eines einzelnen
Mannes, ist gerade diejenige Eigenthümlichkeit, die am leich¬
testen auch den sonst braven Mann besangen machen kann.
Wo Schwurgerichte cintectcn, wo Jeder nach seiner eigenen
Richtung, die sein Gewissen auSmacht, urtheilt, ist der Miß¬
griff leicht, Sic müssen daS politische Vergehen von den
Dienstgcrichten ausnehmcn. Mögen Sic cs bilden, wie Sie
wollen. Die Bedenklichkeit, daß hier leicht Unbestimmtheit
erzeugt werden könnte, weil der Begriff eines politischen Ver¬
gehens nicht genau zu fassen sei, kann uns nicht veranlassen,
die Kompetenz des Dienstgerichtcs zu beschränken. Meine
Herren, wir sotten das Dienstgericht selbst darüber urtheilen

lassen, ob ein Vergehen ein politisches Vergehen ist oder nicht,
damit zieht es selbst die Gränzen seiner Wirksamkeit ohne Be¬
schränkung seiner unerläßlichen Selbstständigkeit.

Abg. Tappenbeck : Ich bin einverstanden mit dem
Princip , das der Abg. Mölling  ausgestellt hat, und ich
würde für seinen Antrag stimmen, aber ich habe ein Beden¬
ken, hergenommen aus dem Staatsgrundgesetz. Das Staats¬
grundgesetz schreibt ein Dienstgericht vor für alle  Fälle , wo
sich der Beamte seines Dienstes unwürdig erweisen wird. Ich
sehe nicht ein, wenn der Antrag des Abg. Mölling  ange¬
nommen wird, wie wir über diese Bestimmung des Staats¬
grundgesetzes wegkommen, da der Antrag eine positive Be¬
schränkung desselben enthält. Mir steht hoch, daS Princip
der Freiheit des Beamten zu wahren, noch höher aber das
Staatsgrundgesetz, und ich glaube, wir müssen auch der mög¬
lichen Konsequenzenhalber uns hüten, der Kompetenz deS
Dienstgerichtes wegen in das Staatsgrundgesetz einzugreifen.

Abg. Wibel l. : Es ist klar, daß daS Staatsgrund-
gesctz nicht den Gedanken gehabt hat, die politische Meinungs¬
verschiedenheit über die Würdigkeit eines Beamten durch daS
Dienstgericht entscheiden zu lassen. Dies liegt so sehr in der
Natur der Sache, daß ich weder mit dem Abg. Tappen¬
de  ck cs für ein Hinderniß unserer gegenwärtigen Gesetzgebung
halten kann, die politischen und die Preßvergehen von der
Kompetenz des Diensigcrichtes auszunehmen, noch daß ich
den Antrag deS Abg. Mölling  für nöthig halten würde,
wenn nicht leider die Erfahrung, ja wir müssen wohl sagen
die Praxis , zu diesem Unverstände in Auslegung der Gesetze
übergcgangen wäre und große Spuren in Deutschland hinter
sich gefurcht hätte. Es versteht sich von selbst, daß in der
politischen Meinung und Richtung eines Mannes seine Wür¬
digkeit nicht liegen kann. Nichtsdestoweniger geschieht es so,
als liege sie darin, und darum muß ich den Antrag des Abg.
Mölling  unterstützen. Seine Formulirung liegt nicht vor,
aber er wird nur dahin formulirt werden können, daß daS
Gesetz ausspreche, was sich eigentlich vor der Vernunft von
selbst versieht, die politische Richtung eines Mannes ist nicht
das Maaß seiner Würdigkeit. Politische und Preßvergehen
dürfen vom Dienstgericht nicht in Berücksichtigung gezogen
werden.

Reg.-Comm. Runde : Der Antrag des Abg. Mölling
ist, soviel ich vernommen habe, zu Nr. 2. des Art. 2. gestellt.
Sollte dadurch nur ausgesprochen werden, daß die Dienstge¬
richte nicht zu erkennen hätten über die politischen Vergehen,
so würde immer Nr. 1. stehen bleiben können, da das Preß-
vergehcn und das politische Vergehen ein gemeines Vergehen
ist, und nur die Frage vor dem Dienstgerichte zu entscheiden ist,
ob auf Entlassung oder Entsetzung vom Dienst zu erkennen
sei. Diese Bestimmung würde .doch immer stehen bleiben,
und würde dieselbe dem Anträge deS Abg. Mölling  wider¬
sprechen, wenn er ausgenommen würde. Außerdem muß ich
zu bedenken geben, daß der Begriff eines politischen Verge¬
hens durchaus nicht feststeht, aber bestimmt festgestellt werden
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muß, wenn die Competenz eines Gerichtes bestimmt wer¬
den soll.

Abg. Morel! : Ich sehe keinen Grund ein, warum es
zweifelhaft sein sollte, daß man politische und Preßvergehen
vor ein Dicnstgericht stellen kann. Die Frage ist schon längst
in Deutschland entschieden von den Gcschwvrengerichten und
im Art. 109. des Staatsgrundgcsetzcs haben wir ausgenom¬
men die Bestimmung:

„Schwurgerichte sollen — bei allen politischen Ver¬
gehen, so wie bei denjenigen Preßvergehen, welche von
Amtswegcn verfolgt werden/urthcilen."

Ich sehe nicht ein, wie man eine Ausnahme machen will.
Abg. Pancratz : Ich muß auch dafür stimmen, daß

politische und Preßvergehen nicht ausgenommen werden können.
Ich muß nicht allein den Gründen des Ausschusses, sondern
auch dem vom Abg. Tappenbeck  Vorgebrachten beipflichten.
Wenn wir annehmen wollen, daß allerdings durch politische
Vergehen oder Preßvergehen ein Beamter sich unwürdig zei¬
gen kann für den Dienst, dann dürfen wir diese Vergehen
nicht ausnehmen, sonst verstoßen wir gegen das Staats¬
grundgesetz. Die Beurtheilung über das dienstliche Ansehen
des Einzelnen müssen wir dem Dienstgericht überlassen. Ich
glaube nicht, daß cs unS zusteht, diese Ausnahme, von der cs
sich handelt, zu beschließen.

Abg. Clausien : Meine Herren! Da wir von der Ein¬
führung des Dienstgcrichtes für Oldenburg sprechen, so möchte
ich auf eine Thatsachc aufmerksam machen. Sie wissen, daß
die Oldenburgischen Staatsdiener größtenthcils bisher ihr beson¬
deres öffentliches Organ in den Neuen Blättern gehabt haben.
In einer der neuesten Nummern kommt ein Artikel vor, in
dem auSgeführt ist : ein Richter könne nie einer politischen
Parthei auch äußerlich angehören, er müsse abtretcn, wenn
er Parteimann oder gar Parteiführer sei. Meine Herren!
Wo solche Ansichten ohne Widerspruch, denn bis jetzt ist we¬
nigstens keiner erfolgt, in öffentlichen Blättern geäußert wer¬
den können, da, meine ich, sollte man sich wohl vorsehen,
die Personen, welche derartige Ansichten äußern, zu Richtern
über ihre Berufsgenossen zu machen, wenn es sich lediglich
um die politische Richtung des zu Bcurthcilcndcn handelt.

Abg. Böcke! : Ich wollte bloß Hegen das Bedenken
des Abg. Tappe .nbeck  bemerken, daß ich im Staatsgrund¬
gesetz keine Schwierigkeit sehen kann,  die polnischen und
Preßvergehen auszudehnen; denn sobald wir die politischen
und Preßvergehen ausnehmen, so erklären wir, daß ein
Beamter durch politische und Preßvergehen seines Dienstes
nicht unwürdig  werde. DaS sprechen wir damit aus,
wenn wir den Satz annehmen.

Aba. v. Thünen : Ich bin auch der Ansicht, daß die
politischen und Preßvergehen eine Ausnahme bilden müssen.
Es muß darüber nach Art. 109. des Staatsgrundgesetzes bloß
und allein durch das Schwurgericht entschieden werden kön¬
nen. Es werden darüber auch besondere Gesetze stattfinden
müssen über die politischen und Preßvergehen. Theils sind in
unfern alten Staatsgesctzen Stetten enthalten, sie reichen aber

nicht aus. ES wird darum eine besondere Gesetzgebung
stattsinden müssen, und diese kann sich weiter darüber ver¬
breiten; aber hier, glaube ich, muß zunächst eine Ausnahme
ausgesprochen werden. Was nicht in der Gesetzgebung selbst
liegt, muß nicht durch ein Dienstgericht ausgesprochen werden
können, sonst würde jede Thätigkeit unserer Richter und
StaatSdiener verloren gehen.

Abg. Dannenberg : Ich muß mir erlauben, dem Abg.
Tappenbeck  zu bemerken, daß die angezogene Bestimmung
des Staatsgrundgesetzes nicht in der unbedingten Weise, wie
er vorauszusetzen scheint, zu verstehen ist. Wir müssen diese
Sache so verstehen, daß eine Ausnahme, wenn sic als noth-
wendig geboten erscheint, wir sic annehmen dürfen und müs¬
sen, um nicht auf der andern Seite schädlich zu werden. Wir
müssen sie aber als Ausnahmen nehmen. In jenen Bestim¬
mungen ist die Regel ausgesprochen. Damit ist aber nicht
gesagt, daß wir nicht Ausnahmen machen dürfen. Ich bin
«her auch der Meinung, daß diese hier fraglichen Ausnah¬
men sich von selbst machen werden. Politische Vergehen und
Preßvergehen sind Fälle, worüber daö gemeine Oldenburger
Recht schon Bestimmungenhat. Sie gehören nicht hierher,
und darum wird auch kein Dicnstgericht auf den Einsall kom¬
men können, sie vor sein Forum zu ziehen. Es ist allerdings
wahr, waS der Abg. Wibel  I . gesagt hat, daß in jetziger
Zeit in Beziehung auf die politischen Vergehen Vieles zu be¬
fürchten ist, und wir haben Fälle erlebt. Es ist daher gewiß
gut, und wird nicht schaden können, wenn wir eine Aus¬
nahmsbestimmung, die nicht schaden kann, in daö Gesetz auf-
nehmcn.

Abg. Pancratz : Im Art. 109. ist angeordnct: poli¬
tische und Preßvergehen gehören zur Eompetenz der Schwur¬
gerichte. Ich finde aber nicht, daß darum daS Dicnstgericht
nicht darauf eingchen sollte. Die Eompetenz des Dicnstgerichts
ist in diesem Falle dieselbe, wie bei andern gewöhnlichen Ver¬
brechen. Neben dem Erkenn'nisse der ordentlichen Gerichte
tritt das Dienstgericht bei gemeinen Verbrechen wie bei politi¬
schen und' Preßvergehen ein. Ich sehe nicht ein, warum, wenn
durch Art. 109. die politischen Vergehen Schwurgerichten über¬
wiesen sind, das Dienstgericht nicht darauf eingchen soll, wie
bei andern Verbrechen. DaS ist einmal die Intcnsion des
DienstgerichtS, daß neben den ordentlichen Strafen der Ver¬
brechen und Vergehen die Staatsdiener auch zur Verantwor¬
tung gezogen werden sollen.

Äbg. Ectckmann 11. : Zuerst möchte ich beantragen,
daß der Geschäftsordnung gemäß der Antrag des Abg. Wöl¬
ling  vorgclesen werde.

Präsident . Ich habe dieses nicht gcthan, weil ich den
Antrag nicht schriftlich hatte; ich habe aber seinen Inhalt mil-
gethcilt.

Abg. Selckmann II. : Der Antrag hätte erst zur Dis-
cussion kommen können, nachdem er schriftlich übergeben war.

Präsident : Ich habe schon bemerkt, daß der Antrag
des Abg. M ölling  dahin gehe, daß politische Vergehen und
Preßvergehen von der Competenz der Dienstgerichte auöge-
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nommen werden . Ich habe den Abg . Mölling  aufgefordert,
seinen Autiag sch . iitlich zu übergaben . Das ist geschehen , er
lautet:

„Ter Landtag wolle beschließen : Politische Vergehen
und Preßvergehen dürfen vom Diensigericht nicht be¬
rücksichtigt werden " .

Abg . Selckmann II : Ich muß fragen , ob der Antrag
zu Ziffer 1 oder 2 gehört.

Abg . Mölling : Zu zwei.
Abg . Selckmann II . : Es soll » ach dem Antrag des

Abg . Mölling  selbst daran , wenn Jemand wegen politischer
und Preßvergehen von seinem ordentlichen Gerichte verurtheilt
ist , und wo in früher » Fällen die Dienstentlassung oder Ent¬
setzung , oder wegen anderer Vergehen Suspension erkannt
werden konnte , nicht auf Entlassung vom Dienst erkannt wer¬
den können . Ferner wird in dem Antrag liegen , daß taS
Diensigericht nicht befugt sei, wenn ein StaalSdiener durch
politische Vergehen oder Preßvergehen sich der allgemeinen
Achtung unwürdig erwiesen hat , die Unwürdigkeit auözuspre-
chen und den Sraatsbiener von seinem Amte zu entfernen.
Was den ersten Punkt betrifft , wo eine Verurlheilung vorlicgt,
so ist derselbe nicht berührt worden , selbst von dem Abg . Möl¬
ling  nicht . Er hat zwar auf daS Beispiel von Waldeck hin¬
gewiesen . Dieser wurde , nachdem er aus der preußischen
National -Wersammlung ausgetreten war , von seinem Gerichte,
wohin er gehört , zurückzewiesen . Ich mache aber darauf aufmerk¬
sam , baß Waldcck damals von keinem Gerichte ve urtheilk
war . Hier hätte nach dir . 1 . nicht gegen Waldeck verfahren
werden können . Das Beispiel paßt also nicht hicher und trifft
nicht die Nvth,Wendigkeit der Ausnahme von den Bestimmun-

«gen unter Nr . 1. des Art . 2 . WaS den andern Punkt be¬
trifft , so bin ich auch der Ansicht , daß Niemand durch seine

politische Richtung als unwürdig erscheinen kann , vorausge¬
setzt, daß sic auf ehrlicher Ueberzeugung beruht . Unwürdig
kann er nur werben durch die Art und Weise , wie er sie zur
Geltung bringt . Es kann aber diese Geltendmachung seiner
Politischen Richtung in einer Weise geschehen , daß man sagen
muß , daß der Mann unmöglich mit Wirksamkeit im Staats¬
dienste länger verbleiben kann . Wir haben gesehen , daß in
vielen Staaten gefährliche socialistische Systeme auftauchen , und
mit Ueberzeugung auf das Heftigste verfochten wurden . Glau¬
ben Sie , daß solche Leute , die tagtäglich in Kneipen und bei
Kolksversammlungen öffentlich den EommunismuS predigen,
im Staatsdienste bleiben können ? Ein solcher Mann mag
nach seiner politischen Richtung die Sache , der er huldigt , für
gerecht halten , aber die Art und Weise , wie er seine Ansichten
Zur Geltung zu dringen sucht , kann nöthig machen , daß er
Len Staatsdienst verläßt . Ich muß daher dafür stimmen , daß
«ine allgemeine Ausnahme von politischen und Preßvergehen
nicht gemacht werde . Hinsichtlich der Preßvergehen muß ich
namentlich noch bemerken , daß sie so gemeiner Art sein kön¬
nen , daß eS unmöglich ist, einen Staatsdiener , der sich eines

solchen Prcßvergehens schuldig machte , länger im Dienste
zu lassen . Wir sehen leider , namentlich u >. ,r neuesten Zeit,

in der Presse so viel Schmutz austauchen , daß Zeder sich sagen
muß , ein Staatsdiener , welcher sich selbst so niedrig stellt,
daß er Derartiges in die Welt hinaussendet , kann nicht im

Staatsdienste bleiben . Diese Gründe machen eS nothwcndig,
die politischen und Preßvergehen nicht auszunehmcn . Es han¬
delt sich ja auch nicht um die Bestrafung des einzelnen Ver¬
gehens . Der Abg . Mölling  hat bemerkt , der Ausschuß habe
die Harre des Art . 2 . selbst gefühlt , indem er gesagt habe , cs
könnte Jemand zweimal bestraft werden . Der Ausschuß sagt
dies nicht , sondern nur : es könnte fast scheinen,  daß der
Betroffene wegen dieser Vergehen zweimal bestraft werden
dürfe , und sucht dann nachzuweisen , daß es eben nur Schein
sei, indem er weiter sagt , daß nicht wegen der einzelnen That
die Strafe eintrcte , sondern daß dieselbe nur in so fern von
Folgen sein könne , als ein solches Vergehen den Betreffenden,
bei Beurtheilung seiner ganzen Lebensweise , nicht mehr für
würdig erscheinen lassen könne , im Staatsdienste zu verbleiben.
Von einer zweimaligen Bestrafung ist nicht die Rede und sie
ist in solchen Fällen gar nicht denkbar . Das Dienstgericht
faßt eine Seite der That , nämlich die Unwürdigkeit , auf , welche
nicht Gegenstand der Strafe war.

Präsident : Ich habe schon bemerkt , daß wir dem Be¬
richt des Ausschusses nur insoweit unserer heutigen Discus-
sion unterziehen können , als er gestern mitgeiheilt worden
ist , also nur in Beziehung auf Nr . 1 . und 2 . , wobei NrN !.
einer weitern Sitzung Vorbehalten wird . Wenn Niemand
mehr das Work haben will , so werde ich die Verhandlung
sä 1 . und 2 für geschlossen erklären , vorbehaltlich des Works
des Berichterstatters.

Reg .-Commissar Runde : Nachdem der Abg . Mölling
seinen Antrag schriftlich eingereicht hat , geht daraus hervor,
daß derselbe schwerlich wird angenommen werden können.
Der Antrag geht dahin , daß jeder Beamte , der sich durch
politische Vergehen oder Verbrechen , oder durch Preßvergehen
des Dienstes unwürdig gemacht hat , dennoch nicht aus dem¬
selben entfernt werden könnte . Ich habe schon bemerkt , daß
der Begriff des politischen Verbrechens und Vergehens nicht
festgestellt werden kann , und daß es darum nicht angemessen
wäre , vom Gesetze eine solche Ausnahme zu machen . Ich
will mir auch erlauben , auf die Folgen tzinzuwcisen , die cs
haben könnte , wenn man Verbrechen oder Vergehen , die
sonst jedenfalls den Thater als unwürdig des Dienstes be¬
zeichnen würden , nur darum , weil sie einen politischen Cha¬
rakter haben sollen , oder in der Presse begangen sind , von

dieser Cognition des Dienstgerichtcs ausschlössc . Wenn Je¬
mand z . B . den Principien des Cownnunismus huldigt und
den Diebstahl für kein Verbrechen statt , soll er nicht entfernt
werden können auS dem Dienste , avenn er den Diebstahl be¬

gangen hat?  Derjenige , der eine münd liche  Verläumdung
oder Injurie auf strafbare Weise verübt har , soll vom
Dienstgerichte entfernt werden können , und nicht auch Derje¬
nige , der dasselbe  Verbrechen durch die Presse  begangen
hat ? Ich glaube nicht , daß man solchen Eonsequcnzm

j Raum lassen darf.
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Abg. Mölltng : Meine Herren! Der Berichterstatter
hat unter dem Schein, die Freiheit und Würde des Beamten zu
vertheidigen, gerade den Zwang und die Unwürde vertheidigt.
Er will, daß der Richter, der Beamte, erst abwägen und
grübeln soll, wenn er bei einer Volksversammlung erscheint,
ob er nicht durch seine Rede unwürdig werden könnte. Der
Berichterstatter spricht von Kneipen. Ich weiß nicht, was
er unter Kneipen versteht. Einer ncnnr das eine Kneipe,
was sonst ein Anderer ein honettes Wirlhshaus nennt. Er
spricht von öffentlichen Versammlungen. Ich sage: Der
Beamte Hai das Recht, bei solchen Versammlungen zu spre¬
chen, und wenn er sich dabei unwürdig zeigt, so mag das
Publicum ihn richten, wenn er sich vergeht, das ordcruliche
Gericht ihn strasen. Das Dicnstgericht kann die Unwürdig-
keit anders aussassen, als die öffentliche Meinung. Der Be¬
richterstatter sagt, ob der Beamte die allgemeine Achtung
verloren hat , darüber müsse das Dicnstgericht entscheiden.
Wenn das Dicnstgericht sagt, ich habe die Achtung verloren,
so mag das der Fall sein, vielleicht im Kreise der Beamten
und der Residenzbewohner, beim Volke aber habe ich in der
Achtung gewonnen. Nehmen Sie sich in Acht, meine Her¬
ren, Sic binden sich eine schwere Ruthe, wenn Sie die po¬
litischen und Preßvergehen vor das Forum der Dienstgerichte
ziehen. Es ist aus Waldcck hingcwiesen worden. AlS notc»
rische Thaisache ist bekannt, daß Waldeck zurückgewiesen wor¬
den ist; cs ist ferner bekannt, daß das Verfahren des höch¬
sten Gerichts in Berlin, das früher wegen seiner Unparlhei-
lichkcit in allgemeiner Achtung stand, durch die öffentliche Mei-
nungdie Mißbilligung erfuhr, daß es unverzeihlich gehandelt habe.
Ich habe nicht den geringsten Zweifel, wenn cs als Dicnst-
gerichr gcurlheilt hätte, es hätte Waldeck als unwürdig be¬
zeichnet. Von dem Berichterstatter ist nichts Wesentliches
dagegen gesagt worden. Der Abg. Tappenbeck  hat
auf die Bestimmung des Staatsgrundgcsetzes hingewiesen.
Hier ist schon das Betreffende genügend erörtert. Das
Staatsgrundgesetzgiebl aber nur die allgemeine BesNmmung.
Das Staatsgrundgesetz könnte unmöglich die einzelnen Falle
vor Augen haben.

Ich will nicht, daß ein Beamter von einem Dienstgc-
richte für unwürdig erklärt, oder von seinem Dienste von der
Regierung entlassen, oder seiner Stelle entsetzt werden kann.
Ich will, daß der Art. 468. des Strafgesetzbuches aufgehoben
werde, und daraus stelle ich diesen Zusatzantrag. Ich bitte
nochmals, sorgfältig zu erwägen, ob Sie den Beamten, der
ein politisches Verbrechen begangen hat, der Gefahr aussetzen
wollen, daß er von einem Dienstgerichte abgeurtheilt wird,
welches immerhin nur einseitigen Tendenzen huldigt. Meine
Herren, thun Sie es, so nehmen Sie dem Volke manche
tüchtige Kraft, sein Bestes frei und unbefangen zu vertreten.

Präsident : Der Zusatzantrag, welcher mir so eben
überreicht wird, ist nicht mehr zulässig, weil die Discusston
bereits geschlossen ist.

Abg. Böcke ! : Der Zusatz liegt im Anträge von selbst,

daß es nicht wie bisher der Regierung anheim gegeben wer¬
den soll.

Präsident : Wenn das darin liegt, so ist es nicht
nothwcndig, einen besonder» Antrag zu stellen. Ein modist-
cirt gestellter Antrag kann nach geschlossener Discussionx.nicht
mehr zugelassen werden.

Abg. Selckmann II .: Der Antragsteller wirft mir vor,
daß ich die Unwürde und die Beschränkung vertheidigt habe,
indem ich verlangt habe, wenn Jemand in einer Volksver¬
sammlung spreche, er sich stets ängstlich hüten müsse, die
Würde zu verletzen. Ich bin allerdings der Ansicht, daß Je¬
dermann seiner Würde und Ehre sich stets bewußt̂ bleiben
muß, er spreche, wo er wolle, daß er aber am meisten sich
ängstlich hüten müsse, in öffentlichen Versammlungen sich un¬
würdiger und entehrender Aeußerungen oder Handlungen
schuldig zu machen. Diese Beschränkung muß sich jeder Mann
von Ehre auferlcgen. Wie darin gesunden werden kann, daß
ich die Unwürde vertheidigt habe, vermag ich nicht zu be¬
greifen. Ich glaube, daß Derjenige, der bei einer Volksver¬
sammlung sich auf unwürdige Weise äußert, daß Derjenige,
der in öffentlichen Blättern , in der Presse Verläumdungen
ausspricht, gewiß doppelt so hoch straffällig ist, als Derjenige,
der es in Privalcirkeln thut. Darum, glaube ich, ist kem
Grund vorhanden, die politischen Vergehen und Preßvergehen
auszunehmen. Es ist bereits von dem Hrn. Reg.-Evmmissär
darauf hingewicjen worden, welche Eonjequenzen daraus enl-
stünden, wenn Jemand wegen einer mündlichen Beleidigung
oder schweren Lerlüumdung durch daS ordemliche Gericht vcr-
urtheilt würde, während ein Anderer, der dasselbe Vergehen
durch die Presse beging, nicht unter dieses Gesetz fallen könnte.
Es wird immer nicht der Unterschied erwogen, daß eine Vec-»
urkheilung vom Dienstgcricht nicht wegen der einzelnen That
erfolgt, sondern nur wegen Verletzung der Würde des Dien¬
stes. Wenn dies festgehalten würde, so würde cs sich auch
erklären, warum wir die Ausnahme nicht machen wollen.
Das Genoffengerichturtheilt nicht wie ein Schwurgericht über
die Wahrheit einer Thathandlung, sondern thut den allge¬
meinen Ausspruch, ob ein Staalsdicner seines Amtes würdig
oder unwürdig sei. Die von dem Abg. Mölling  angege¬
benen Fälle können uns also nicht abhalten, Jemanden vor
das Dienstgericht zu ziehen. Sonst könnte Jemand, wenn er
sich durch politische oder Preßvergehen als ehrloser Mensch
darstellte, nicht vom Dienste entfernt werden, und einen sol¬
chen Widerspruch dürfen wir nicht in das Gesetz aufnehmen.
Ich muß auf eins aufmerksam machen. Nach dem Staats-
grundgesctz sollen über politische Vergehen, so wie über Preß¬
vergehen, die von Amtswegen verfolgt werden, die Schwur¬
gerichte urtheilen. Es kann Niemand also, auch der Staats¬
diener nicht, außer von den Schwurgerichten, in den bezeich-
neten Fällen abgeurtheilt werden. Es ist hierin also auch
für die Staatsdiener hinreichende Garantie. Nun frage ich
Sie , wenn das Schwurgericht einen Staalsdicner wegen ei¬
nes politischen Vergehens verurtheilt hat, worin liegt jetzt der
Grund, das Dicnstgericht nicht für befugt zu halten, darüber
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zu entscheiden , ob der Betroffene für den Staatsdienst noch
würdig sei oder nicht . Der Abg . Mölling  hat dies gar
nicht berücksichtigt . Wenn das Schwurgericht den Ausspruch
gethan hat , dann können wir sicher sein , es hat einen gerech¬
ten Ausspruch gethan , und dann kann auch das Dienstge¬
richt die Unwürdigkeit aussprechen , und ob cs noch mit dem
DienstverhLltniß vereinbarlich sei , den Mann im Amte zu
lassen oder nicht . Das scheint mir den Antrag des Herrn
Mölling  ganz überflüssig zu machen.

Präsident : ES liegen in Beziehung auf den Bericht
des Ausschusses o,I 1 und 2 folgende Anträge vor:  1 ) Der
Antrag des Abg . Mölling (welcher verlesen wird ), dann
ferner der Antrag des Ausschusses , daß gesagt werde im
zweiten Absätze Zeile 4 statt „ der Ehre des Dienstes " , „ das
Ansehen des Dienstes " . Ich kann beide Anträge in der
Reihenfolge , wie ich sie verlesen habe , zur Abstimmung brin¬
gen . Hinsichtlich des Antrags dcö Abg . Mölling  ist auf
namentliche Abstimmung angetragen . ES fragt sich, ob dieser
Antrag unterstützt wird . (Mehrere Mitglieder erheben sich).
Der Antrag ist unterstützt . Ich werde , wenn der Antrag¬
steller damit einverstanden ist , diesen Antrag bei der Abstim¬
mung so theilen , daß ich einmal die Ausnahme auf politische
Vergehen und dann auf die Preßvcrgehen zur Frage stelle,
weil ich glaube , daß Jeder in dieser Weise in Beziehung auf
die Abstimmung am wenigsten gebunden wird . ( v . Finckh:
daö ist nicht beantragt !) Thut nichts , wir sprechen über all¬
gemeine Fragen . Zch glaube , daß diese Frage hier am Platze
ist , und ich wüßte nicht , wohin sie sonst zu stellen wäre.

Abg . Tappenbeck : Mir scheint es zweckmäßig , beson¬
ders da die namentliche Abstimmung beantragt ist, damit wir
Zeit gewinnen . Zch glaube schwerlich , daß verschiedene An¬
sichten über das eine oder das andere sein werden.

Präsident : Zch habe angenommen , daß Jemand die
politischen Vergehen ausnehmen wolle , die Preßvcrgehen da¬
gegen nicht . Ein solcher nun würde , wenn die Fragen nicht
getrennt werden , in seiner Abstimmung beengt sein.

Abg . Mölling : Zch halte den Vorschlag des Hrn.
Präsidenten  auch für zweckmäßig.

Präsident : Dann will ich zuerst bitten , daß diejenigen
Herren , welche dafür sind , daß bestimmt werde , politische
Vergehen dürfen von den Dicnstgcrichten nicht berücksichtigt
werden , beim Namensaufruf mit Ja ! diejenigen aber , die da¬
gegen sind , mit Nein ! antworten.

Hierauf antworteten mit Za ! die Abgeordneten : Lüerßen,
Wibel l . , Millers , Bödeker , Claußcn , Dannen¬
berg , Strodthofs , Niebour , Morell , Böckel , Lüb¬
be n , Bargmann , Tantzen , Bulling , Püschelber-
ger , Alfs , Sprenger , v . Lindern , Kitz , Hueßmann,
Schopen , Konerding , Grote , Selckmann l . , v.
Thünen , Mölling , Völckers , Lindemann;

Mit Nein ! antworteten die Abgeordneten Wöbcken,
v . Finckh , Strackerjan , Klävemann , Pancratz,
Nösener , Nieberdingl .,Nieberding  ll ., Selckman  nil .,
Tappenbeck.

Abg . Mölling : Da daS Princip entschieden ist , so
ziehe ich den Antrag auf namentliche Abstimmung für die
zweite Frage zurück.

Präsident:  Meine Herren , es ist der Antrag mit 28
Stimmen gegen 10 angenommen . Zn Beziehung aus den
zweiten Theil deS Antrags ist die namentliche Abstimmung
zurückgezogen.

Abg . Selckmann II. : Nunmehr stelle ich den Antrag
auf die namemliche Abstimmung.

Präsident : Wenn die Unterstützung da ist , werde ich
sie vornehmen lassen . (Mehrere Stimmen : Unterstützung wird
hier nicht erforderlich sein . Der Präsident  erklärt sich da¬
mit einverstanden .)

Abg . Dannenberg : Zch möchte den Antrag stellen,
daß wir die Abstimmung verschieben bis morgen . Ich wünsche
dies darum , weil es mir noch nicht klar gemacht zu sein
scheint , inwiefern die Entscheidung über diese Frage von einem
entscheidenden Einflüsse sein müsse auf die eben entschiedene
Frage . Ich glaube , wir müssen hier etwas vorsichtig sein,
denn es handelt sich hier um Aufstellung von AuLnahms-
bestimmungen , einer staatsgrundgesetzlich gebotenen Regel
gegenüber.

Präsident : Da wir gerade bei der Abstimmung sind,
habe ich geglaubt , fortfahrcn zu müssen . Wenn die Versamm¬
lung aber diesem Anträge beitretcn will , so mag es geschehen.

Abg . Selckmann II. : Mitten in der Abstimmung wird
eine Vertagung nicht mehr zulässig sein.

Abg . Dannenberg : Zn der Geschäftsordnung steht
nichts davon.

Abg . Selckmann II . : Es ist ein Antrag aus Vertagung.
Präsident : Zch glaube auch , eS ist am beste » , wir

lassen die Versammlung darüber abstimmcn , ob sie diesen
Antrag für zulässig hält.

Abg . Pancratz : ES ist ein Antrag , der durchaus nicht
zulässig ist.

Abg . Claußsn : Ich glaube , der Antrag muß nach der
DiScusston zugelassen werden ; d .nn diejenigen , die einen An¬
trag auf Vertagung der Abstimmung stellen , müssen erst wis¬
sen, um waS cs sich handelt.

Präsident : So viel ist gewiß , rS würden , wenn solche
Anträge zulässig wären , die Abstimmungen in unangenehmer
Weise unterbrochen werden . Zch glaube , dem Geiste der Ge¬
schäftsordnung nach , nicht , daß die Abstimmung unterbrochen
werden kann.

Abg . Böckel : Der §. 43 . der Geschäftsordnung lautet:
„Ein Antrag auf Vertagung oder auf den Schluß der Debatte
bedarf der Unterstützung von 6 Mitgliedern . Zst solche er¬
folgt , so wird darüber ohne weitere Motivirung und ohne
DiScusston abgestimmt ." Es liegt der Antrag auf Vertagung
vor und cs ist in der Geschäftsordnung nicht bestimmt , wann
er eingcbracht werden muß.

Präsident . Es ist richtig , aber eS liegt im Geiste der
Bestimmungen unserer Geschäftsordnung , daß wir die Ab¬
stimmung , wenn wir mitten darin sind , nicht durch Anträge



unterbrechen lassen . Da aber der Abg . Dannenberg  an¬

derer Ansicht ist , so bitte ich diejenigen Herren , welche den

Antrag zulassen wollen , sich zu erheben . ( Die Minderheit

erhebt sich.) Der Antrag ist abgclehnt . Wir fahren also in

der Abstimmung fort . Der Antrag vom Abg . Mo kling

auf namentliche Abstimmung ist zurückgezogen . Herr Selck-

mann  II . hat ihn wieder ausgenommen . Diejenigen , welche j

dafür sind : der Landtag wolle beschließen , daß Preßvergehen

vom Dienstgericht nicht berücksichtigt werden dürfen , bitte

ich , beim Namensaufruf mit Za ! die , welche dagegen stim¬

men , mit Nein ! zu antworten.

(Die namentliche Abstimmung erfolgt .)

Mit Ja antworten:

Die Abgeordneten Lindemann , Bölckers , Mölling,

v . Th ü neu , Selckmann I. , Grote , Schopen , Hueß-

mann , v . Lindern , Sprenger , Alfs , Püschelberger,

Bulling , Tantzcn , Barg mann , Lttbben , Böckel

Morell , Dannenberg , Bödeker , WillerS , Wibel

Lüerßcn.
Mil Nein ! stimmten:

Die Abgeordneten Tappenbeck , Konerding , Selck¬

mann  II ., Nieberding  II ., Nieberding I., Kitz , Röse-

ner , Pau -cratz , Klävemann , Strackerjan,  v . Finckb,

Nicbour , Strodthoff , Claußen , Wöbckcn.

Herr Morell,  der mit Ja!  stimmt , begründet seine Ab¬

stimmung mit der Bemerkung : ich stimme mit Ja ! weil nach

dem Staatsgrundgcsetz die Preßvergehen vor die Schwurge¬

richte gehören.

Präsident : Meine Herren ! Der Antrag ist mit 23 gegen

15 Stimmen angenommen . Wir fahren in der Abstimmung

fort . Ich werde den ad 2 . deS Ausschußberichteö gestellten

Antrag deS Ausschusses dahin zur Abstimmung bringen , daß

ich diejenigen Herren bitte , welche dafür sind , daß zu sehen

sei Absatz 2 Zeile 4 statt „Ehre  des DiensteS " „Ansehen

des Dienstes " , sich zu erheben . ( Die Mehrheit erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen.

l Abg . Selckmann II . macht jden Präsidenten aufmerksam,

daß noch über einen Antrag abzuftimmen sei, „ Himer Dienst-

emsctzung " u . s. w.

Präsident : Ganz richtig . Diejenigen Herren , welche

dafür sind , daß zu Art . 2 . nd . -1 . in der ersten Zeile hinter

"Dienstcntsetzung " hinzugcfugt werde , oder „Dienstent¬

lassung " , nach dem Anträge des Ausschusses , belieben sich

zu erheben . ( Geschieht in Mehrheit .) Der Antrag ist an¬

genommen . Damit hatten wir die Discussion des Berichts,

so weit er uns gestern Vorgelegen har , beendet.

Nach einer erläuternden Besprechung zwischen dem Prä¬

sidenten  und den Abg . Niebour , Lübben und Wibell.

über die Zweckmäßigkeit der Anberaumung der nächsten Si¬

tzung und über den Geschäftsplan in den Abtheilungen wurde

die heutige Sitzung 1 ' / .̂ Uhr geschlossen und für die nächste,

für Freitag den 17 . d. M ., folgende Tagesordnung verkündet r

1) Bericht des Centra '.-Ausschusses über die authentische

Interpretation des tz. 147 . des Staatsgrundgesctzes.

L) Bericht über das Schreiben der Staatsregierung , die

Ausscheidung des Kronguts betreffend.

3 ) Fortsetzung der heutigen Verhandlung.

(Anmerkung:  Der Bericht des Centralausschufses

wird , sobald derselbe vollendet sein wird , dem nächsten steno¬

graphischen Protokolle ,'m Zusammenhänge angelegt werden .)

Schriellprejscnrruckvon Gerhard Stalliag m Oldenburg.
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